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I. Allgemeines  
 Art. 1 

Zweck Das Baugesetz bezweckt eine geordnete bauliche Entwicklung 

und die zeitgerechte Erschliessung der Bauzonen. Es dient 

der Wahrung der Schönheit und Eigenart des Ortes und der 

Landschaft, was bei Guarda durch die erfolgte Erhebung der 

alten Siedlung zu einem Ortsbild von nationaler Bedeutung 

einen wesentlichen Stellenwert einnimmt.  

 

 Das Baugesetz bezweckt den Schutz des allgemeinen Wohles, 

der Sicherheit und Gesundheit aller Einwohner.  

 

 Art. 2 

Geltungsbereich Das Baugesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet. Seine 

Vorschriften finden Anwendung auf sämtliche der Bewilli-

gungspflicht unterliegenden Bauten und Anlagen. 

 

 Bestehende Bauten und Anlagen, die diesem Baugesetz nicht 

entsprechen, dürfen nur unterhalten werden. Geringfügige 

Änderungen können bewilligt werden, wenn keine öffentli-

chen Interessen entgegenstehen.  

 

 Neben den Gemeindebauvorschriften sind die für ein Bauvor-

haben anwendbaren Bestimmungen des eidgenössischen und 

kantonalen Rechtes einzuhalten. Im Verhältnis unter Nach-

barn gelten neben den Gemeindebauvorschriften insbe-son-

dere die Bestimmungen des schweizerischen Zivilgesetzbu-

ches (ZGB) und des bündnerischen Einführungsgesetzes zum 

Zivilgesetzbuch (EG zum ZGB). 

 

 Art. 31 

 Wertvolle Landschaften, Naturobjekte und Biotope dürfen 

weder zerstört noch wesentlich beeinträchtigt werden. Bau-

ten und Anlagen von historischem, künstlerischem oder ar-

chitektonischem Wert dürfen nicht abgebrochen oder dem 

Zerfall preisgegeben werden. 

 

 Die notwendigen Schutzmassnahmen nach Raumplanungsrecht 

und nach Natur- und Heimatschutzrecht werden im Rahmen der 

Ortsplanung getroffen. Dazu dienen der Erlass von Schutz-

zonen, Schutz- und Erhaltungsbereichen sowie die Aufnahme 

der geschützten und schützenswerten Objekte in den Zonen-

plan bzw. den Generellen Gestaltungsplan. 

 

 Der Gemeindevorstand kann vorsorgliche Schutzverfügungen 

erlassen. 

 

 

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 

Wertvolle 

Landschaf-

ten, Naturob-jekte und Biotope dürfen weder zer-stört noch 
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 Art. 4 

Baubehörde Baubehörde ist der Gemeindevorstand.  

 

 Der Baubehörde obliegt der Vollzug dieses Gesetzes. Sie 

hat überdies die eidgenössischen und kantonalen Vorschrif-

ten anzuwenden, soweit die Gemeinde hiefür zuständig ist.  

 

 … 1 

 

 Art. 52 

Baukommission Die Baukommission besteht aus drei Mitgliedern. Der Bau-

fachchef gehört ihr von Amtes wegen an und ist deren Prä-

sident. Die übrigen Mitglieder werden von der Gemeindever-

sammlung gewählt. 

  

 Die Baukommission ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 

Mitglieder anwesend sind. 

 

 Die Baukommission prüft die Baugesuche auf ihre Vollstän-

digkeit sowie auf ihre Recht- und Zweckmässigkeit.  

 

 In allen Angelegenheiten, in welchen die Baubehörde einen 

Entscheid auf Grund eines Baugesuches zu fällen hat, stellt 

die Baukommission als beratendes Organ der Baubehörde der-

selben Antrag.  

 

 Bei offensichtlich unbedeutenden Bauvorhaben innerhalb der 

Bauzone, welche weder geschützte oder schützenswerte Bau-

substanz noch schützenswerte Strukturelemente und auch 

keine Rechte Dritter berühren, kann die Baukommisssion 

selber den Baubescheid erlassen. Im Zweifelsfall entschei-

det die Baubehörde darüber, ob eine Bagatellsache vor-

liegt. 

 

 Die Baukommission führt die Baukontrollen und Bauabnahmen 

durch. 

 

 Art. 5bis3 

Bauberatung Die Baubehörde bezeichnet eine ausgewiesene Fachperson als 

Bauberaterin oder Bauberater. Diese darf nicht in der Ge-

meinde wohnhaft sein und daselbst während der Amtsdauer 

keine Projektierungs- und Bauaufträge übernehmen. 

 

 Die Bauberatung orientiert und berät Bauherrschaften, Ar-

chitektinnen und Architekten in Bezug auf die Gestaltung 

von Bauvorhaben in der Bau- und Landwirtschaftszone. 

 

 Die Bauberatung beurteilt und begleitet in Zusammenarbeit 

mit der Baukommission für die Baubehörde sämtliche  
1 Aufgehoben durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
2 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
3 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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Bauvorhaben an geschützten und schützenswerten Bauten so-

wie an ebensolchen Strukturelementen. Bei Bauvorhaben an 

geschützten Bauten ist zudem die kantonale Denkmalpflege 

beratend beizuziehen.  

  

Art. 6  

Ausnahmen Liegen ausserordentliche objektive Verhältnisse vor und 

bedeutet die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen eine 

unverhältnismässige Härte, so kann die Baubehörde Ausnah-

men von einzelnen Vorschriften gewähren, wenn dadurch 

keine öffentlichen Interessen verletzt werden. 

 

 Ein Anspruch auf Gewährung von Ausnahmen besteht nicht. 

 

 Die Ausnahmebewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen 

verknüpft, befristet und insbesondere davon abhängig ge-

macht werden, dass sich der Grundeigentümer verpflichtet, 

auf Verlangen der Baubehörde unverzüglich den gesetzlichen 

Zustand wieder herzustellen (Revers). Reverse sind auf 

Kosten der Bauherrschaft im Grundbuch anzumerken.  

 

 Art. 7  

Hofstattrecht Wird ein Gebäude durch höhere Gewalt ganz oder teilweise 

zerstört, so darf es binnen drei Jahren ohne Rücksicht auf 

die Vorschriften des Baugesetzes über Ausnützungsziffer, 

Gebäudehöhe und Grenzabstände im bisherigen Umfang wieder-

hergestellt werden. 

 

 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über Quartierplanung, 

Bau- und Niveaulinien.  

 

 Wird ein bestehendes Gebäude in der Bauzone um- oder aus-

gebaut, einem anderen Zweck zugeteilt oder durch einen 

Neubau ersetzt, so kann die Baubehörde im Rahmen der bis-

herigen Gebäudekubatur Ausnahmen von den Vorschriften über 

Ausnützungsziffer, Gebäudehöhe, Geschosszahl und Grenzab-

stände bewilligen.  

 

 Abweichungen von einzelnen Massen des Altbaues sind zuläs-

sig, sofern die Gesamtkubatur nicht vergrössert wird. Es 

ist Sache des Grundeigentümers, die nach Privatrecht er-

forderlichen Näherbaurechte einzuholen.  

 

 Ein Anspruch auf das Hofstattrecht besteht nur, wenn das 

Ausmass der alten Baute vor dem Abbruch oder spätestens 

sechs Monate nach der Zerstörung im Einvernehmen mit der 

Baubehörde festgehalten wird. Das Gesuch für den Neubau 

muss vor dem Abbruch oder spätestens drei Jahre nach der 

Zerstörung eingereicht werden. 
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 Art. 8  

Planungszone  Wird eine Planungsmassnahme in die Wege geleitet, so kann 

(Bausperre) die Baubehörde für die entsprechenden Gebiete eine Pla-

nungszone (Bausperre) erlassen. Diese ist im Kantonsamts-

blatt und auf ortsübliche Weise bekanntzugeben. 

 

 In der Planungszone dürfen keine Neubauten oder baulichen 

Veränderungen bewilligt werden, wenn sie der vorgesehenen 

Massnahme widersprechen oder diese beeinträchtigen könn-

ten. 

 

 Die Planungszone kann für längstens ein Jahr angeordnet 

und mit Zustimmung des zuständigen kantonalen Departemen-

tes angemessen verlängert werden. 

 

 

Grundordnung 
 

1. Allgemeines 
 

 Art. 9  

Grundordnung Die Grundordnung besteht aus 

 - dem Baugesetz - dem Zonenplan - dem Generellen Gestaltungsplan - dem Generellen Erschliessungsplan 

 

und ist für jedermann verbindlich 

 

 Art. 10 

Zonenplan Der Zonenplan ordnet die Nutzung des Gemeindegebietes. Er 

trennt das Baugebiet.  

  

 Der Zonenplan unterscheidet Zonen der Grundnutzung und Zo-

nen überlagerter Nutzung. Die Zonen der Grundnutzung be-

stimmen allgemein die zulässige Nutzung des Bodens. Die 

überlagerten Zonen enthalten ergänzende Nutzungsvorschrif-

ten.  

  

 Den einzelnen Zonen werden im Zonenschema Empfindlich-

keitsstufen zugeordnet. Für die Ausscheidung und Anwendung 

der Empfindlichkeitsstufen gelten die Vorschriften der 

eidgenössischen Lärmschutzverordnung.  

 

 Art. 111 

 Der Generelle Gestaltungsplan ordnet die Gestaltung und 

Erhaltung der Bauten oder Baugruppen, der Siedlung und der 

Landschaft.  

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 

Genereller 

Gestaltungs-

plan 
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 Der Generelle Gestaltungsplan legt Schutz- und Erhaltungs-

bereiche fest. Er bezeichnet die geschützte und schützens-

werte Bausubstanz sowie die schützenswerten Strukturele-

mente. 

 

 Der Generelle Gestaltungsplan bestimmt jene Flächen in der 

Garten- und Hofraumzone, auf welchen die Erstellung pri-

vater Parkplätze sowie unterirdischer und oberirdischer 

Garagen bewilligt werden kann. 

 

 Art. 12 

 Der generelle Erschliessungsplan legt die Anlagen der 

Grund- und Groberschliessung für das gesamte Gemeindege-

biet fest. Er kann Erschliessungsetappen und die zur Frei-

haltung von Verkehrsflächen und von wichtigen Leitungen 

erforderlichen Baulinien enthalten.  

 

 Im generellen Erschliessungsplan können Gemeinschaftsan-

lagen (Parkierungsanlagen, Heizungsanlagen und derglei-

chen) festgelegt werden. 

 

 Der generelle Erschliessungsplan dient als Grundlage für 

die generellen Projekte und somit für die Bemessung der 

Erschliessungsbeiträge.  

 

 Art. 13  

Verfahren Der Erlass und die Änderung der Grundordnung oder Teile 

davon unterliegen der Abstimmung in der Gemeindeversamm-

lung. 

 

 Baugesetz und Pläne sind vor der Abstimmung während 30 

Tagen in der Gemeinde öffentlich aufzulegen. Die Auflage 

ist in der ortsüblichen Weise bekanntzugeben. Wenn auf-

grund von Anträgen in der Gemeindeversammlung die Bauvor-

schriften oder Pläne eine wesentliche Änderung erfahren, 

so ist die öffentliche Auflage zu wiederholen. Betreffen 

die Änderungen lediglich einzelne Grundeigentümer, so kann 

anstelle der öffentlichen Auflage diesen persönlich die 

Möglichkeit zu Abänderungswünschen und Anträgen eingeräumt 

werden. 

 

 Während der Auflagefrist kann jedermann beim Gemeindevor-

stand schriftlich Abänderungswünsche einreichen. Dieser 

entscheidet über die Eingaben und gibt den Antragsstellern 

seinen Entscheid vor der Volksabstimmung schriftlich be-

kannt. Gegen diesen Entscheid besteht kein Rechtsmittel.  

 

 Beschlüsse der Gemeinde über den Erlass und die Abänderung 

des Baugesetzes sowie der Pläne der Grundordnung sind öf-

fentlich unter Hinweis auf die Beschwerdemöglichkeit be-

kanntzugeben. 

 

Genereller 

Erschlies-

sungsplan 
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2. Bauvorschriften 
 

2.1. Bauvoraussetzungen  
 

Art. 141  

Baubewilligung Alle Bauten und Anlagen auf dem gesamten Gemeindegebiet 

bedürfen einer Baubewilligung. 

 

 Der Bewilligungspflicht unterliegen insbesondere die fol-

genden, nicht abschliessend aufgezählten Tatbestände:  

 

1. Neubauten, Umbauten, Erweiterungen und Abbrüche von 

Bauten und Anlagen; 

2. Änderungen der Zweckbestimmung von Bauten und Anlagen 

oder einzelner Räume; 

3. Erneuerungen, sofern sie nach aussen in Erscheinung 

treten; 

4. Aus- und Umbauten sowie Erneuerungen im Innern von 

Gebäuden, soweit sie in geschützte Bausubstanz ein-

greifen; 

5. Kleinbauten und provisorische Bauten sowie Fahrnisbau-

ten, Wohnwagen und ähnliche Objekte, die mehr als einen 

Monat pro Jahr am gleichen Ort aufgestellt werden und 

als Ersatz für feste Bauten dienen;  

6. Alle in der kantonalen Verordnung über die Feuer-po-

lizei aufgeführten Bewilligungsfälle; 

7. Alle in der kantonalen Vollziehungsverordnung zum 

Energiegesetz aufgeführten Bewilligungsfälle; 

8. Anlagen für die Lagerung und den Umschlag von Wasser 

gefährdenden Stoffen nach den Vorschriften über den 

Gewässerschutz; 

9. Versorgungs- und Transportleitungen wie Wasserversor-

gungs- und Entwässerungsanlagen, Kanalisationsleitun- 

gen, Rohrleitungen zur Beförderung flüssiger und gas-

förmiger Brenn- und Treibstoffe sowie elektrische Lei-

tungen, ausgenommen Telefonleitungen; 

10. Versorgungsanlagen wie Solaranlagen, Wasserreser-

voirs; Kläranlagen, Abfallsammelstellen; 

11. Verkehrsanlagen wie Strassen, Wege, Parkplätze und Be-
förderungsanlagen aller Art einschliesslich land- und 

forstwirtschaftliche sowie touristische Anlagen; 

12. Funkmasten, permanente Krananlagen, Silos; 
13. Aussenantennen einschliesslich Parabolantennen; 
14. Reklameeinrichtungen wie Firmentafeln, Schaukästen, 

Leuchtreklamen; 

15. Terrainveränderungen, Mauern aller Art; 
16. Einfriedungen aller Art, ausgenommen bewegliche Wei-

dezäune; 

17. Materialablagerungsstellen und Deponien.  
 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen bedürfen der 

Zustimmung des zuständigen kantonalen Departementes. Ohne 

Zustimmung erteilte Baubewilligungen sind nichtig. Bei 

Bauvorhaben im Wald sind neben den Vorschriften über Bauten 

ausserhalb der Bauzone die Bestimmungen der Waldgesetzge-

bung zu beachten. 

 

 Art. 15   

 Baubewilligungen können mit Bedingungen und Auflagen ver-

 knüpft werden, soweit diese im öffentlichen Interesse lie-

gen, in einem sachlichen Zusammenhang mit dem getroffenen 

Entscheid stehen und notwendig sind, um einen rechtmässi-

gen Zustand zu gewährleisten. 

 

 Die Bewilligung von Bauten und Bauteilen, welche nicht mit 

der gesetzlichen Regelung übereinstimmen, kann befristet 

oder an die Bedingung geknüpft werden, dass auf Verlangen 

der Baubehörde innert angemessener Frist der gesetzliche 

Zustand wiederhergestellt wird (Revers). 

 

 Die Baubehörde lässt Reverse sowie dauernde Auflagen auf 

Kosten der Bauherrschaft im Grundbuch anmerken.1  

 

 Art. 16  

Baureife Neubauten, wesentliche Umbauten und Erweiterungen dürfen 

nur auf baureifen Grundstücken bewilligt werden. Ein 

Grundstück gilt als baureif, wenn 

 - seine Form und Grösse eine zonengemässe Überbauung ge-

statten und wenn eine im betreffenden Gebiet vor- gese-

hene Erschliessung oder Baulandumlegung nicht präjudi-

ziert wird und 

 - die für die betreffende Nutzung erforderliche, vor-

schriftsgemässe Erschliessung vorhanden ist oder nach 

den gesetzlichen Vorschriften auf den Zeitpunkt der Fer-

tigstellung des Gebäudes erstellt wird. 

 

Die Baubehörde kann in Fällen, in denen die Erschlies-

sungsanlagen erst im Zuge des Bauvorhabens erstellt wer-

den, die Baubewilligung davon abhängig machen, dass die 

mutmasslichen Kosten für eine allfällige Vollendung der 

Erschliessungsanlagen durch die Gemeinde von der Bauherr-

schaft sichergestellt werden.  

 

Ist die Bauherrschaft nicht Eigentümer der für die Er-

schliessung erforderlichen Anlagen und des hiefür notwen-

digen Bodens, wird die Baubewilligung nur erteilt, wenn 

sich der Bauherr über den Besitz der erforderlichen Rechte 

für die Erstellung und Benützung der Anlagen ausweist.  

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 

Bedingungen 

und Auflagen 

(Revers) 
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2.2. Gestaltung von Bauten 
 

Art. 17  

Gestaltung Bauten und Anlagen sind architektonisch gut zu gestalten 

und haben auf ihre Umgebung Bezug zu nehmen. 

 

 Bauvorhaben, die den Anforderungen einer guten Gestaltung, 

insbesondere bezüglich Proportionen des Gebäudes, Gliede-

rung der Fassaden, Dachgestaltung oder Farbgebung nicht 

genügen, sind unter Beizug des von der Gemeinde eingesetz-

ten Bauberaters zu überarbeiten. 

 

 Erfüllen nur einzelne Gebäudeteile oder Teile der Überbau-

ung die Anforderungen nicht, können angemessene Verbesse-

rungen verlangt werden. 

 

 Art. 181 

Dächer Bei der Dachgestaltung ist auf die ortsüblichen Formen, 

Farben und Materialien Bezug zu nehmen. 

 

 In den Bauzonen sind nur Giebeldächer zulässig, deren Nei-

gung jener der das Bauvorhaben umgebenden Gebäude ange-

passt ist. 

 

 Dachöffnungen zur Belichtung von Dachräumen sind grund-

sätzlich als Nebenlichtquellen in Form von Ochsenaugen, 

Dachflächenfenstern oder Schlepplukarnen auszugestalten 

und gänzlich mit dem verwendeten Dachmaterial einzuklei-

den.  

 

 Weitere Dachdurchbrüche können in begründeten Fällen aus-

nahmsweise zugelassen werden, wenn sie eine durch andere 

Massnahmen nicht zu erreichende, wesentliche Verbesserung 

der inneren räumlichen Nutzung und Wohngestaltung bewirken 

und sich in die Dachlandschaft einfügen. In ihrem Ausmass 

haben solche Dachdurchbrüche je ein architektonisch aus-

gewogenes Verhältnis zur be- treffenden Dachfläche zu wah-

ren. 

 

 Art. 18bis2 

Sonnen- Sonnenkollektoren sind in Form von Teil- oder Ganzvergla-

kollektoren sung der Dachfläche zulässig. 

 

Teilverglasungen sind so zu gestalten, dass die Kollekt-

oren über die ganze Länge oder Höhe der Dachfläche reichen. 

Bei Blech- und Kupferdächern sind sie bahnenbündig anzu-

bringen und dem Falzbild anzupassen. 
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Sonnenkollektoren zur Warmwasseraufbereitung sind in Form 

kleinerer Elemente bis zu einem Ausmass von 1.5 m2 zuläs-

sig. Sie sind in der Regel in ihrer Konstruktion als tech-

nisches Element vom Dach besonders abzusetzen.  

 

Art. 191 

Einfriedungen Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Lebhäge sind gut zu 

gestalten und haben sich in das Strassen-, Orts- und Land-

schaftsbild einzufügen. 

 

 Bei Zäunen entlang der Strassen ist ein Abstand von 0.5 m 

zum Strassenrand einzuhalten.  

 

 Bewegliche Weidezäune müssen auf dem ganzen Gemeinde-ge-

biet für die Zeit vom 15. November bis zum 30. April ent-

fernt werden. Davon ausgenommen bleiben sogenannte Aus-

laufzäune, die in Stallnähe errichtet werden müssen, um 

den einschlägigen Tierschutzvorschriften genügen zu kön-

nen. 

 

 Zäune aus Stacheldraht oder anderen gefährlichen Materia-

lien sind auf dem ganzen Gemeindegebiet verboten. Beste-

hende Zäune aus solchen Materialien sind innert 3 Jahren 

seit Inkrafttreten dieser Bestimmung zu entfernen. Die 

Baubehörde trifft die erforderliche Anordnung zur Besei-

tigung gefährlicher Zäune. Nötigenfalls ordnet sie die Er-

satzvornahme an. 

 

 Ausserhalb der Kern-, Garten- und Hofraumzone sind neue 

Einfriedungen grundsätzlich nur gestattet, wenn sie zum 

Schutz von Personen oder des Grundeigentums gegen Gefahren 

unerlässlich sind. Bestehende Zäune, Mauern und Lebhäge, 

welche das Landschaftsbild besonders positiv prägen, dür-

fen nicht abgebrochen werden und sind in der ursprünglichen 

Erstellungsart zu erhalten.  

 

 Art. 20 

 Veränderungen des bestehenden Geländeverlaufes (gewachse-

ner Boden) sind nur zulässig, soweit sie das Orts- und 

Landschaftsbild nicht beeinträchtigen.  

 

 Unumgängliche Abgrabungen und Aufschüttungen sind nach Ab-

schluss der Arbeiten zu begrünen oder mit einheimischen 

Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Die Behörde kann Wie-

derherstellungspläne verlangen. 

 

 Böschungen, Stütz- und Wandmauern (Futtermauern) sind auf 

das Unerlässliche zu beschränken. 
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 Art. 211 

 Reklamen dürfen nur an den von der Gemeinde bezeichneten 

Stellen sowie an Geschäftshäusern für die dort hergestell-

ten oder angebotenen Produkte oder Dienstleistungen ange-

bracht werden. 

 

 Hinweistafeln sind zulässig, soweit sie das Orts- und Land-

schaftsbild sowie die Verkehrssicherheit nicht beeinträch-

tigen. 

 

 Reklamen und Hinweistafeln sind in romanischer Sprache zu 

beschriften. 

 

 Art. 222 

Antennen Aussenantennen (einschliesslich Parabolantennen und Funk-

anlagen) dürfen nur bewilligt werden, wenn kein Anschluss 

an die bestehende kommunale Gemeinschaftsantenne möglich 

ist. Deren Standorte sind so zu wählen, dass sie das Orts- 

und Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 

 

 Die Baubehörde kann bei Neubauten, wesentlichen Umbauten 

oder Erweiterungen innerhalb der Ortsbildschutzzone die 

Erstellung von Gemeinschaftsantennen vorschreiben und das 

anschlusspflichtige Gebiet bestimmen. 

 

 Wenn durch Erweiterung der kommunalen oder Erstellung von 

weiteren Gemeinschaftsantennen entsprechende Anschluss-

möglichkeiten geschaffen werden, dürfen einzelne beste-

hende Aussenantennen nicht mehr ersetzt werden. 

 

 Weitere Einzelheiten bezüglich der Erstellung von Gemein-

schaftsantennen und des Anschlusses an dieselben werden in 

einer speziellen Gemeindeverordnung geregelt. 

 

 Parabolantennen, Funkanlagen und ähnliche Empfangseinrich-

tungen, welche aus technischen Gründen im Freien zu er-

richten sind, können ausnahmsweise bewilligt werden. Deren 

Standorte sind so zu wählen, dass sie das Orts- und Land-

schaftsbild nicht beeinträchtigen.  

 

 Art. 23  
 

 Hochbauten haben gegenüber dem im Zonenplan ausgeschiede-

nen Wald einen Abstand von 10 m einzuhalten. Der Waldbe-

stand ist beim vermessenen Waldareal ab Waldgrenze, in 

anderen Fällen ab 2 m von den am nächsten stehenden Baum-

stämmen zu messen. 

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
2 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 

Reklamen und 

Hinweistafeln 

Abstand von 

Wäldern und 

Gewässern 



11 

 

 Gegenüber öffentlichen Gewässern ist ein Abstand von 10 m 

einzuhalten. Der Gewässerabstand bemisst sich bei vermark-

ten Gewässern ab der Parzellengrenze, bei anderen Gewäs-

sern vom Schnittpunkt des mittleren Sommerwasserstandes 

mit der Uferböschung.  

 

 Vorbehalten bleiben besondere Wald- und Gewässerabstands-

linien, die im Zonenplan (oder im generellen Gestaltungs-

plan) festgelegt werden. Es können auch Baulinien entlang 

eines Waldareals gezogen werden.  

 

 

2.3. Verkehrs- und Versorgungsanlagen 
 

 Art. 24 

Bauliche Anlagen wie Einmündungen, Ausfahrten und Ausgänge 

auf Strassen, Wege und Plätze dürfen die Benützer der Ver-

kehrsanlagen nicht gefährden.  

 

 Die Baubehörde kann die Anpassung oder Beseitigung gefähr-

licher Anlagen verfügen. Die dadurch entstehenden Kosten 

sind dem betroffenen Grundeigentümer zu vergüten.  

 

 Im Bereiche von Kantonsstrassen dürfen neue Anlagen oder 

Abänderungen bestehender Anlagen nur mit Bewilligung der 

zuständigen kantonalen Behörde gestattet werden. 

 

 Garagen oder Einstellhallen mit direkter Ausfahrt auf ver-

kehrsreiche Strassen und Plätze müssen einen Vorplatz von 

mindestens 5 m Länge aufweisen. Rampen dürfen nicht steiler 

als 12% sein. Bei Vorliegen besonderer Verhältnisse kann 

die Baubehörde Ausnahmen gestatten. 

 

 Art. 251 

 

 

 Abstellplätze für Motorfahrzeuge 

 

 Art. 25a2 

 Bei allen Neu- und wesentlichen Umbauten und Erweiterun-

gen, welche zusätzlichen Verkehr erwarten lassen, sind auf 

dem Baugrundstück oder in nächster Nähe auf privatem Boden 

genügend, während des ganzen Jahres zugängliche Abstell-

plätze für Motorfahrzeuge zu erstellen und dauernd für die 

Parkierung offenzuhalten. 

 

 Es sind bereitzustellen bei: 
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- Wohnbauten 1 Platz pro Wohnung bis 100 m2 

Geschossfläche, darüber 2 Plätze 

 

- Bürobauten/Gewerbe- 

  bauten 1 Platz pro 50 m2 Geschossfläche 

 

- Verkaufslokale 1 Platz pro 15 m2 Ladenfläche 

(reine Ladenfläche mit Publi-

kumszutritt) 

 

- Pensionen/Hotels 1 Platz pro 3 Fremdenbetten 

 

- Restaurants 1 Platz pro 5 Sitzplätze (ohne 

Hotelspeisesäle) 

 

Für andere Bauten und Anlagen bestimmt die Baubehörde die 

Anzahl der Pflichtparkplätze, wobei die Richtlinien der 

VSS-Normen massgebend sind. 

 

 Eigentümerinnen und Eigentümer bestehender Bauten und An-

lagen werden zur Schaffung von Abstellplätzen oder zur 

Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage verpflichtet, so-

fern es die Verhältnisse erfordern. Zur Bestimmung des 

Parkplatzbedarfes ist bei bestehenden Wohnbauten das Kri-

terium des Geschossflächenmasses von 100 m2 gemäss dem 

voranstehenden Abs. 2 nicht anzuwenden. 

 

Art. 25 b1 

Ersatzabgabe Ist die Anlage der vorgeschriebenen Abstellplätze aus ob-

jektiven oder verkehrstechnischen Gründen auf eigenem oder 

durch vertragliche Abmachung gesichertem fremdem Boden 

nicht möglich, und können die Abstellplätze auch nicht in 

einer Gemeinschaftsanlage bereitgestellt werden, ist für 

jeden fehlenden Parkplatz eine einmalige Ersatzabgabe zu 

bezahlen. 

 Die Ersatzabgabe beträgt pro Abstellplatz Fr. 3'000.--. 

Dieser Betrag basiert auf dem Landesindex der Konsumenten-

preise des BIGA, Stand April 1991 von 127.2 Punkten (Basis 

Dez. 1982 = 100). Verändert sich dieser Indexstand um je-

weils 10% der Punkte, erhöht oder ermässigt sich die Er-

satzabgabe ebenfalls um 10%. 

 

 Die Ersatzabgabe wird dem Abgabepflichtigen von der Bau-

behörde mit der Baubewilligung in Rechnung gestellt und 

ist vor Baubeginn zu bezahlen. Der Ertrag dieser Abgaben 

ist für die Erstellung öffentlicher Parkplätze zu verwen-

den. 
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 Die Leistung der Ersatzabgabe berechtigt zu keinem eigenen 

festen Parkplatz auf einer der öffentlichen Parkierungs-

anlagen.  

 

 Art. 25c1 

Anordnung Wertvolle Gärten, Baumbestände und andere schützenswerte 

Strukturelemente sowie für das Ortsbild ebenfalls bedeut-

same Innenhöfe, Plätze und dergleichen dürfen nicht für 

die Anlage von Abstellplätzen beseitigt oder beansprucht 

werden.  

  

 Bei Wohnbauten und Hotels sind in der Regel alle Dauer-

parkplätze in Garagen oder Einstellhallen unterzubringen. 

Für die übrigen Bauten und Anlagen bestimmt die Baubehörde 

den Anteil der Garage- und Einstellhallenplätze.  

 

 Art. 26 

Werkleitungen Öffentliche Werkleitungen werden in der Regel im Strassen-

gebiet und innerhalb genehmigter Baulinien verlegt. Elekt-

rische Leitungen aller Art sind innerhalb der Bauzonen in 

Bodenkabeln zu verlegen. 

 

 Muss eine öffentliche Leitung Privatgrundstücke durchque-

ren, so sind die Grundeigentümer verpflichtet, die Durch-

leitung und die Verlegung öffentlicher Leitungen mit ent-

sprechenden Schächten und Hydranten etc. auf ihrem Boden 

gegen angemessene Entschädigung zu dulden. Die Entschädi-

gung wird im Streitfalle durch die zuständige Enteignungs-

kommission festgesetzt. Für private Leitungen gilt Art. 

691 ZGB. 

 

 Die Eigentümer bestehender privater Leitungen sind ver-

pflichtet, anderen Grundeigentümern die Mitbenützung ihrer 

Leitungen gegen angemessene Entschädigung zu gestatten. 

Die Entschädigung wird im Streitfall durch die Baubehörde 

festgesetzt.  

 

 

2.4. Ausführung und Unterhalt 
  Art. 27  

Grundsatz Alle Bauten und Anlagen haben jede mögliche Rücksicht auf 

die Reinheit der Luft und der Gewässer, auf die Natur und 

auf das Wohlbefinden der Bewohner zu nehmen. Bei Bauten 

mit erheblichem Publikumsverkehr und bei Verkehrsanlagen 

ist auf die Bedürfnisse gehbehinderter und gebrechlicher 

Personen Rücksicht zu nehmen.  

 

 Die Bauten und Anlagen haben den geltenden gesundheits-, 

feuer- und gewerbepolizeilichen Bestimmungen sowie den 
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Vorschriften des Arbeitsrechtes, der Energie- und der Um-

weltschutzgesetzgebung zu genügen. Sie sind nach den an-

erkannten Regeln der Baukunde zu erstellen. 

 

 Bestehende Bauten und Anlagen, die den gesetzlichen Anfor-

derungen nicht mehr genügen, sind bei Umbauten und Reno-

vationen den geltenden Vorschriften anzupassen, soweit 

dies technisch möglich und für den Eigentümer zumutbar 

ist. 

 

 Art. 28 

Wohnhygiene Wohn- und Schlafräume müssen mit mindestens einer Fassade 

vollständig über den Erdboden hinausragen.  

 

 Arbeitsräume im Untergeschoss sind erlaubt, wobei sie je-

doch einwandfrei belüftet und unterkellert oder isoliert 

sein müssen. 

 

 Art. 29 

Energiehaushalt Baubewilligungen für Neubauten, wesentliche Umbauten und 

Erweiterungen werden nur erteilt, wenn sie in energeti-

scher Hinsicht den Vorschriften der kantonalen Energiege-

setzgebung entsprechen.  

 

 Werden an bestehenden Bauten oder Anlagen Nachisolationen 

ausgeführt, dürfen Gebäude- und Firsthöhen, Gebäudelängen 

sowie Grenz- und Gebäudeabstände um Isolationsstärke ver-

letzt werden. Vorbehalten bleiben die Abstandsvorschriften 

gemäss EG zum ZGB. 

 

 Art. 30 

Schallschutz Neubauten, wesentliche Umbauten und Erweiterungen werden 

nur bewilligt, wenn sie über einen den geltenden Vorschrif-

ten entsprechenden Schallschutz verfügen. 

 

 

 Die Empfindlichkeitsstufen zur Bestimmung der Immissions- 

grenzwerte sind aus dem Zonenschema ersichtlich. 

 

 Wohnungen, Separatzimmer, gewerbliche und andere Arbeits-

räume, die voneinander unabhängig vermietet oder verkauft 

werden können, sind so auszuführen, dass eine gegenseitige 

Beeinträchtigung durch den bei der Benützung üblicherweise 

auftretenden Lärm vermieden wird.  

 

 Art. 31 

Emissionen  Neubauten, wesentliche Umbauten und Erweiterungen werden 

nur bewilligt, wenn sie den geltenden Vorschriften zur 

Begrenzung der Umweltbelastung genügen. 

 

 Es werden nicht störende, mässig störende und stark stö-

rende Betriebe unterschieden.  
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1. Als nicht störend gelten Betriebe, die ihrem Wesen nach 

in Wohnquartiere passen und das ruhige und gesunde Woh-

nen in keiner Weise beeinträchtigen. Sie haben mindes-

tens die Bedingungen der Lärmempfindlichkeitsstufe II 

zu erfüllen. 

 

2. Als mässig störend gelten Betriebe mit Auswirkungen, 

die im Rahmen herkömmlicher Handwerks- und Gewerbebe-

triebe bleiben und sich auf die üblichen Arbeitszeiten 

während des Tages beschränken. Sie haben die Bedingun-

gen der Lärmempfindlichkeitsstufe III zu erfüllen. 

 

3. Bauvorhaben mit weitergehenden Emissionen gelten als 

stark störend. Sie haben mindestens die Bedingungen der 

Lärmempfindlichkeitsstufe IV zu erfüllen. 

 

Bei der Beurteilung der Lärmemissionen ist auch das zu 

erwartende Verkehrsaufkommen zu berücksichtigen. 

 

 Bestehende Bauten und Anlagen, die den geltenden Vor-

schriften nicht genügen, sind zu sanieren. Für die Durch-

führung gelten die einschlägigen eidgenössischen und kan-

tonalen Vorschriften.  

 

Art. 32 

Regenwasser und Dachwasser und anderes unverschmutztes Wasser darf nicht 

Schnee von Grundstücken auf öffentliche Strassen, Wege und Plätze 

abgeleitet werden. Das Wasser ist direkt in offene Gewässer 

oder in Meteorwasserleitungen abzuleiten oder auf dem 

Grundstück versickern zu lassen. 

 Wo es die Verhältnisse erfordern, sind auf den Dächern 

Schneefangvorrichtungen anzubringen.  

 

 Wird durch abfliessendes Wasser oder Eis- und Schneerut-

sche von bestehenden Gebäuden oder Anlagen die öffentliche 

Sicherheit gefährdet, so hat der Grundeigentümer die not-

wendigen Massnahmen zur Beseitigung dieser Gefährdung zu 

treffen. Bleibt er untätig, so lässt die Baubehörde die 

erforderlichen Massnahmen auf seine Kosten durch Dritte 

ausführen. 

 

 Art. 33 

Bauarbeiten Bei Bauarbeiten aller Art sind die zum Schutz von Per- 

sonen und Umwelt erforderlichen Massnahmen zu treffen. 

 

 Bei Bauarbeiten, die Lärm, Erschütterungen, Staub oder 

lästige Gerüche verursachen, bestimmt die Baubehörde die 

Bauzeiten. 

 

 Vor der Bauabnahme ist die Kanalisation von der Bauparzelle 

bis zum Sammelstrang durchzuspülen. 
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 Art. 34 

Unterhalt Bauten und Anlagen sind stets in gutem Zustand zu halten. 

Dem Unterhalt geschützter und erhaltenswerter Bauten sowie 

der Pflege geschützter Naturobjekte ist besondere Beach-

tung zu schenken. 

 

  Gefährdet ein mangelhaft unterhaltenes Bauwerk Menschen, 

Tiere oder fremdes Eigentum, wirkt es verunstaltend und 

wird eine geschützte oder erhaltenswerte Baute dem Zerfall 

ausgesetzt, verpflichtet die Baubehörde den Eigentümer zu 

den erforderlichen Massnahmen. Kommt er den Weisungen 

nicht nach, lässt die Baubehörde die notwendigen Massnah-

men auf seine Kosten ausführen. 

 

 Diese Vorschriften gelten sinngemäss auch für Einfriedun-

gen, Mauern, Werk-, Lager- und Bauplätze, Erschliessungs-

werke, sowie Geländeveränderungen, die durch Abgrabungen 

oder Auffüllungen entstanden sind. 

 

 

2.5. Öffentlicher und privater Grund und Luftraum 
 

 Art. 35 

Benützung Gesteigerter Gemeingebrauch an öffentlichem Grund oder öf-

fentlichen Gewässern ist nur mit Bewilligung des Gemein-

devorstandes zulässig. Eine darüber hinausgehende Son-

dernutzung an öffentlichem Grund oder an öffentlichen Ge-

wässern bedarf einer Konzession der Gemeinde. 

 Die Baubehörde kann die Nutzung des öffentlichen Luftrau-

mes durch Erker, Balkone oder andere ausladende Gebäude-

teile bewilligen, wenn die Benützung des öffentlichen 

Grundes nicht erschwert wird, die Verkehrssicherheit ge-

währleistet ist und keine anderen öffentlichen Interessen 

entgegenstehen.  

 

 Art. 36 

 Die Gemeinde ist berechtigt, Hydranten, Tafeln mit Stras

 sennamen, Verkehrssignale, Angaben über Wasserleitungen, 

 Höhen- und Vermessungsfixpunkte sowie Vorrichtungen für 

die öffentliche Beleuchtung und dergleichen auf Privat-

grundstücken oder an Privatbauten unentgeltlich anzubrin-

gen. Berechtigten Wünschen der Grundeigentümer ist Rech-

nung zu tragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Benützung 

für öffent-

liche Zwecke 
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3. Zonenvorschriften 
 

 3.1. Bauzonen 

 

3.1.1. Allgemeines 

 

Art. 37 

 Die Nettowohnfläche einer Hauptwohnung muss mindestens 90 

 m2 betragen. Mindestens 50% der realisierten Nettowohnflä-

che ist für Hauptwohnungen zu verwenden.  

 

 Im Durchschnitt muss die Nettowohnfläche aller Wohnungen 

mindestens 60 m2 betragen. 

 

 Diese Bestimmungen können durch Beschluss der Gemeindever-

sammlung im Bereich von 

 

 80 m2 – 100 m2 für Nettowohnfläche der Hauptwohnung 

 50 m2 -  70 m2 für die durchschnittliche Nettowohnfläche  

 

 abgeändert werden. 

 

Für die Individualräume sind im Baugebiet nachstehende Mi-

nimalflächen einzuhalten: 

 - 10 m2 für Einerzimmer - 12 m2 für Zweierzimmer  

 

Beim Neubau von Mehrfamilienhäusern sind in allen Bauzonen 

neben genügend allgemeinen Nebenräumen für die Unterbrin-

gung von Fahrrädern, Kinderwagen etc. pro Wohnung mindes-

tens 8% der Nettowohnfläche als Estrich, Abstell- oder 

Kellerraum ausserhalb der Wohnung bereitzustellen.  

 

 Die Hauptwohnungsanteile sind in der Regel auf jedes ein-

zelne Gebäude anzuwenden. Die Baubehörde kann für angren-

zende Grundstücke und bei mehreren Bauten auf dem gleichen 

Grundstück die Verlegung oder Zusammenfassung von Haupt-

wohnungsanteilen bewilligen, sofern der vor- geschriebene 

Anteil bezogen auf alle Gebäude eingehalten ist. Die Zweck-

bestimmung der Hauptwohnungen ist durch Auflagen in der 

Baubewilligung sicherzustellen. 

 

Art. 38 

 Werden in der Wohnzone neue Wohnungen erstellt oder beste-

hende erweitert oder wesentlich umgebaut, dürfen die im 

Zonenschema in Prozenten der Geschossfläche festgelegten 

Anteile ausschliesslich als Erstwohnungen genutzt werden. 

 

 Bei Bauten mit nur einer Wohnung ist die ganze Wohnfläche 

als Erstwohnung zu nutzen. 

 

Mindest-

grösse 

und Haupt-

woh- 

nungsanteil 

Erstwoh-

nungs- 

anteile 
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 Die Erstwohnungsanteile sind in der Regel auf jedes ein-

zelne Gebäude anzuwenden. Die Baubehörde kann für angren-

zende Grundstücke und bei mehreren Bauten auf dem gleichen 

Grundstück die Verlegung oder Zusammenlegung von Erstwoh-

nungsanteilen bewilligen, sofern der vorgeschriebene An-

teil bezogen und auf alle Gebäude eingehalten ist. Die 

Zweckbestimmung der Hauptwohnungen ist durch Auflagen in 

der Baubewilligung sicherzustellen.  

 

 Als Erstwohnungen gelten Wohnungen, die von Personen mit 

festem Wohnsitz in der Gemeinde als ständiger Wohnsitz 

genutzt werden. Alle übrigen Wohnungen gelten als Zweit-

wohnungen. 

 

 Der mögliche Anteil an Zweitwohnungen darf nur erstellt 

werden, wenn der vorgeschriebene Anteil an Hauptwohnungen 

erstellt wird.  

 

 Stirbt der Eigentümer einer Erstwohnung, sind seine ge-

setzlichen Erben berechtigt, die Wohnung für eigene Be-

dürfnisse auch als Zweitwohnung zu nutzen. In andern be-

sonderen Fällen, wie vorübergehende Veränderung des Auf-

enthaltes aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen 

und dergleichen, kann die Baubehörde befristete Ausnahmen 

von der zweckgemässen Verwendung von Erstwohnungen gestat-

ten. Vorbehalten bleiben ferner Ausnahmen in Härtefällen. 

 

 

 3.1.2. Zonenarten 

 

 a) Zonen der Grundnutzung 

 

 Art. 391 

 

Kernzone Die Kernzone ist für Wohnhäuser, Hotels, Dienstleistungs- 

und Gewerbebetriebe sowie landwirtschaftliche Bauten be-

stimmt. 

 

 In der Kernzone ist die bestehende Siedlungsstruktur zu 

erhalten oder zu ergänzen. Wo Baugestaltungslinien fehlen, 

bestimmen die bestehenden Baufluchten die Lage der Bauten. 

 

 Wesentliche Veränderungen bestehender Strassenzüge sowie 

von Plätzen und Hofräumen dürfen nur aufgrund eines Quar-

tiergestaltungsplanes bewilligt werden. 

 

 

 Art. 40 

Wohnzonen Die Wohnzonen sind für die Erstellung von Wohnbauten be-

stimmt. Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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einschliesslich Gastgewerbebetriebe sind zulässig. Land-

wirtschaftliche Bauten sind verboten. 

 

 In den Wohnzonen darf nur aufgrund eines genehmigten Ge-

staltungsplanes gebaut werden, der eine Überbauung gewähr-

leistet, die sich in das Ortsbild von Guarda einfügt. Ge-

staltung und Materialien der Bauten müssen gebührende 

Rücksicht auf die Kernzone nehmen. 

 

 Art. 411 

 Die Gewerbe- und Wohnzone ist hauptsächlich für Produkti-

ons- und Dienstleistungsbetriebe bestimmt. 

 

 Wohnraum kann erstellt werden, sofern dieser mit dem Be-

trieb rechtlich verbunden ist und die Wohnfläche 50% der 

auf dem Grundstück zulässigen Bruttogeschossfläche nicht 

überschreitet. Bestehende Bauten können eingerechnet wer-

den.  

 

 Die Zweckbestimmung der gewerblich genutzten Flächen ist 

durch Auflagen in der Baubewilligung sicherzustellen und 

im Grundbuch anzumerken.  

 

 Art. 41 bis2 

 Die Hotelzone besteht aus zwei Teilbereichen, namentlich 

dem Hotelareal "Buin" und dem Hotelareal "Meisser". Diese 

beiden Hotelareale bilden jedes für sich intern eine Ein-

heit. Auf beide Hotelareale sind die nachfolgenden Best-

immungen dieses Gesetzesartikels grundsätzlich in gleicher 

Art und Weise anzuwenden. Bei der erforderlichen Arealpla-

nung, welche für die beiden Hotelareale "Buin" und "Meis-

ser" auch zeitlich voneinander getrennt durchgeführt wer-

den kann, müssen jedoch die für das jeweilige Areal typi-

schen Besonderheiten seiner speziellen Situation mit der 

nötigen Differenzierung gebührend beachtet werden. 

 

 Die Hotelzone ist für Gastgewerbebetriebe, Erholungsheime 

und Kureinrichtungen bestimmt. Verkaufslokale, andere ge-

werbliche oder kulturelle Bauten und Anlagen sowie Perso-

nalwohnungen für den Eigenbedarf sind zulässig, wenn weder 

sie selbst noch ihre Benützung die Erholung der Gäste be-

einträchtigen oder dem Zweck der Hotelzone sonst wider-

sprechen. 

  

 Als Gastgewerbebetriebe gelten insbesondere traditionelle 

Hotels mit zumindest teilweise öffentlich zugänglichen 

Restaurationsräumen. Aparthotels gelten nicht als Gastge-

werbebetriebe im Sinne dieses Gesetzes. 

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 2 Genehmigt durch RB 11.1009 vom 08.11.2011 
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 Bestehende Hotels dürfen umgebaut werden, sofern der Zweck 

des Gebäudes nicht verändert wird, eine geringfügige Er-

weiterung ein Zusatzausmass von 10% Bruttogeschossfläche 

(BGF) der bestehenden Nutzfläche nicht übersteigt und ein 

langfristiger Betrieb des Hotels sichergestellt ist. In 

solchen Fällen gelten bezüglich des Nutzungsmasses die 

einschlägigen Vorschriften der Kernzone. Die Umwandlung 

bestehender hotelmässig genutzter Flächen in Wohnraum ist 

nicht gestattet. 

 

 Die Hotelzone der bestehenden Hotelbetriebe unterliegt der 

Arealplanpflicht mit mindestens den folgenden besonderen 

Bestimmungen: 

 

 a) Ziele 

 Mit der Arealplanung sollen die Rahmenbedingungen für die 

Erhaltung und angemessene Entwicklung der bestehenden Ho-

telbetriebe als Kerndienstleistungen der örtlichen Touris-

muswirtschaft geschaffen sowie eine ortsbildverträgliche 

Bebauung und Erschliessung der Hotelareale sichergestellt 

werden. 

 

 b) Bauvorschriften 

 1. Für die Einordnung und Gestaltung von Bauten und Anlagen 

in der Hotelzone gelten grundsätzlich die Bestimmungen der 

Kernzone (Art. 39 BauG) sowie jene des Schutz- und Erhal-

tungsbereichs (Art. 65 BauG). 

 

 2. Neubauten, Ersatzbauten sowie wesentliche Erweiterungen 

bestehender Hotelbauten sind nur auf der Grundlage eines 

rechtskräftigen Arealplans zulässig. 

 

 3. Bauten und Anlagen in der Hotelzone haben sich einwand-

frei in das Ortsbild und die Struktur der umliegenden Ge-

bäude einzufügen. Bauabsichten sind frühzeitig, auf jeden 

Fall vor Beginn der Projektierung bei der Gemeinde anzu-

melden, wobei die Bauberatung und der beratende Beizug der 

Denkmalpflege obligatorisch sind. 

 

 4. Bei der Arealplanung muss als massgebende Ausnützungs-

ziffer (AZ) eine Verhältniszahl zwischen min. 0.8 und max. 

1.1 festgelegt werden. 

 Wird für die Realisierung von Neubauten, Ersatzbauten und 

wesentlichen Erweiterungen bestehender Hotelbauten im Rah-

men eines Gesamtkonzeptes lediglich eine der beiden, das 

jeweilige Hotelareal ”Buin" oder "Meisser" bildenden 

Teilflächen genutzt, so kann bei der Arealplanung als mas-

sgebende Ausnützungsziffer eine Verhältniszahl bis maximal 

1.9 festgelegt werden. 

 

 5. Einzelne Hotelgebäudeteile können die mittlere Höhe der 

umliegenden historischen Bauernhäuser der Kernzone gemäss 



21 

 

der Definition der Gebäudehöhe dieses Gesetzes um ein an-

gemessenes Höhermass, jedoch um max. 3 m überragen, sofern 

eine einwandfreie ortsbauliche Einordnung gewährleistet 

ist. Solche Baukörper haben gegenüber Nachbarparzellen ei-

nen erweiterten Grenzabstand von 1/4 der Mehrhöhe einzu-

halten. 

 

 6. Für die Gebäudelänge sind in der Hotelzone die gestal-

terischen Kriterien massgebend. Weitere Einschränkungen 

bezüglich der Gebäudelänge bestehen hier nicht. 

 

 7. Die verkehrsmässige Erschliessung der im Bereich "Prä 

Mazun" gelegenen, zum Hotelareal "Meisser" gehörenden 

Teilfläche hat primär über die Parzelle Nr. 1533 zu erfol-

gen. Sie soll in erster Linie als unterirdischer Zugang 

von der Parzelle Nr. 1532 her erstellt werden. 

 Falls die Gemeinde zur Entlastung der Dorfstrasse künftig 

eine rückwärtige, bis zur Parzelle Nr. 1513 führende Zu-

fahrt erstellen sollte, könnte diese Erschliessungsmass-

nahme jene über die Parzelle Nr. 1533 ersetzen. Zur Finan-

zierung einer solchen alternativen Erschliessung des zum 

Hotelareal "Meisser" gehörenden Teilbereichs "Pra Mazun" 

müsste dannzumal die gesamte Fläche des Hotelareals "Meis-

ser" in den entsprechenden Perimeter einbezogen und somit 

für diese zur anteilsmässigen Beitragsleistung verpflichtet 

werden. 

 

 c) Rahmenbedingungen 

 1. Maximal 33% der auf dem Hotelareal als Gastgewerbebe-

trieb realisierten BGF darf für hotelfremde Wohnnutzungen 

beansprucht werden. Voraussetzung dafür ist, dass dadurch 

nachweisbar der längerfristige Weiterbestand des Hotelbe-

triebs sichergestellt und der Erlös aus dem Verkauf jenes 

Wohnraums nachweisbar zur Finanzierung des Hotelbetriebs 

eingesetzt wird. 

 

 2. Wird die hotelfremde Wohnnutzung mit einem Vermietungs-

zwang über den Hotelbetreiber in Verbindung mit der Pflicht 

zur Inanspruchnahme der Hoteldienstleistungen ausgestat-

tet, so kann der Anteil der hotelfremden Wohnnutzung max. 

45 % der auf dem Areal als Gastgewerbebetrieb realisierten 

BGF beanspruchen. Der jährliche Nutzungsanspruch für den 

Wohnungseigentümer ist auf max. 8 Wochen, davon max. 4 

Wochen während der Hauptsaison, zu beschränken. 

 

 3. Bei Mischkonzepten der auf dem Hotelareal für hotel-

fremde Wohnnutzungen zu realisierenden BGF, mit und ohne 

Vermietungszwang über den Hotelbetreiber, gilt als maximal 

zulässiger BGF-Prozentanteil das zwischen dem entsprechen-

den 33%- und 45%-Satz linear gemittelte Mass. 
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 4. Bei Bauvorhaben mit einem architektonisch überzeugenden 

Gestaltungskonzept und einwandfreier Einordnung in das 

Ortsbild sowie in die Struktur der umliegenden Gebäude 

kann die Baubehörde Abweichungen der jeweils geltenden ma-

ximal zulässigen BGF-Masse um bis zu einem zusätzlichen 

Zehntel von 33% bzw. 45% bewilligen. 

 

 5. Die Realisierung der BGF für hotelfremde Wohnnutzungen 

vor der Ausführung des entsprechenden Hotelbauvorhabens 

ist nicht zulässig. 

 

 6. Der Nettoerlös aus dem allfälligen Verkauf von Wohnun-

gen, die auf dem Hotelareal als Gastgewerbebetrieb reali-

siert wurden, ist vollumfänglich und nachweisbar für die 

Erneuerung, den Ausbau oder den Ersatz der bestehenden 

Hotelbauten einzusetzen. Die Sicherstellung der gesetzmäs-

sigen Verwendung jener Gelder hat durch Hinterlegung des 

Verkaufserlöses auf ein Sperrkonto mit zweckgebundener 

Freigabe zu erfolgen. 

 

 7. Das mit der Schaffung der Hotelzone neu eingezonte Bau-

land kann von der Gemeinde im Falle einer Einstellung des 

Hotelbetriebs wieder entschädigungslos ausgezont werden, 

soweit dieses noch nicht zonengemäss überbaut wurde. 

 

 8. Zur Sicherstellung der Planungsziele und der wesentli-

chen Rahmenbedingungen ist zwischen der Baubehörde und der 

Bauherrschaft ein öffentlich-rechtlicher Vertrag abzu-

schliessen. 

 Die Zweckbestimmung der neu realisierten BGF sowie deren 

Verknüpfung mit dem bestehenden Hotelbetrieb und insbeson-

dere das Konzept für dessen Weiterbestand sind durch 

Auflagen in der Baubewilligung sicherzustellen. Die Auflagen 

sind nach Eintritt der Rechtskraft der Baubewilligung 

durch die Gemeinde auf Kosten der Bauherrschaft dem Grund-

buchamt zur Anmerkung im Grundbuch anzumelden. 

 

 9. Die im Zonenplan und Generellen Gestaltungsplan fest-

gelegten Parkplatzareale sind im Rahmen der Arealplanung 

zu berücksichtigen und allenfalls anzupassen. 

 

 10. Bei der Entfernung der gemäss Generellem Gestaltungs-

plan schützenswerten Pflanzen müssen im Arealplan Ersatz-

pflanzungen festgelegt werden. 
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 Art. 421 

 Die Zone für öffentliche Bauten und Anlagen ist für öf-

fentliche oder öffentlichen Interessen dienende Bauten und 

Anlagen bestimmt. 

  

 Ist die Zone im Generellen Erschliessungsplan mit einem P 

bezeichnet, so kann dort eine Gemeinschaftsanlage für Ab-

stellplätze erstellt werden, an welcher insbesondere Ei-

gentümerinnen und Eigentümer bestehender Bauten und Anla-

gen zur Beteiligung zu verpflichten sind.  

 

 Art. 432 

 Die Garten- und Hofraumzone umfasst jene Flächen, auf wel-

chen die Freiräume zwischen der gewachsenen Bausubstanz 

und die dazugehörigen Gärten als solche zu erhalten sind. 

 

 In der Garten- und Hofraumzone können kleinere An- und 

Nebenbauten, wie 

a) Gartenhäuschen, Holzschöpfe und dergleichen sowie, 
b) nach den Anordnungen des Generellen Gestaltungsplanes, 

private Parkplätze, unterirdische und oberirdische Ga-

ragen 

bewilligt werden, sofern sie den Zonenzweck und das Ge-

samtbild der Umgebung nicht beeinträchtigen. 

 

 Diese Kleinbauten in der Garten- und Hofraumzone dürfen 

nicht der Wohn- und Gewerbenutzung dienen. Bei der Dach-

gestaltung dieser Kleinbauten sind die Vorschriften gemäss 

Art. 18 Abs. 2 bis 4 dieses Baugesetzes nicht einzuhalten. 

Zulässig sind eingeschossige Kleinbauten mit einer maxi-

malen Gebäudehöhe von 2.70 m. Kleinbauten gemäss lit. a) 

des voranstehenden Absatzes dürfen ausserdem eine Grund-

fläche von 9 m2 nicht überschreiten und sind in Leichtbau-

weise zu erstellen. 

 

 Art. 44 

 Das übrige Gemeindegebiet umfasst das unproduktive Land 

und jene Flächen, für die noch keine Grundnutzung festge-

legt ist. 

 

 Bauten und Anlagen, die einen künftigen Zonenzweck beein-

trächtigen, sind unzulässig. Der Gemeinde dürfen durch die 

Bewilligung zulässiger Bauvorhaben keine Kosten erwachsen. 

Es besteht kein Anspruch auf Anschluss an öffentliche Er-

schliessungsanlagen.  

 

 

 

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
2 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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 Art. 45 

Landwirt- Die Landwirtschaftszone umfasst Land, das sich für die 

landwirtschaftliche Nutzung oder den Gartenbau eignet und 

für diese Nutzung zu erhalten ist. 

 

 Bauten und Anlagen dürfen bewilligt werden, soweit sie für 

die landwirtschaftliche Nutzung des Bodens erforderlich 

sind oder den Wohnbedürfnissen der bäuerlichen Bevölkerung 

und ihrer Mitarbeiter sowie der Sicherung existenzfähiger 

Landwirtschaftsbetriebe dienen. Die Erstellung von Gärt-

nereien ist zulässig.  

 

 Bauten in der Landwirtschaftszone haben sich gut in die 

Landschaft einzufügen. Die Baubehörde trifft notwendige 

Anordnungen bezüglich Stellung, Grösse, Lage und Ausge-

staltung der Bauten. 

 

 Art. 46 

Forstwirt- Die Forstwirtschaftszone umfasst den bestehenden Wald und  

schaftszone grössere Flächen, die für die Aufforstung bestimmt sind. 

 

 Die Nutzung richtet sich nach der Forstgesetzgebung und 

den Bestimmungen über Bauten und Anlagen ausserhalb der 

Bauzonen. 

 

 b) Zonen überlagerter Nutzung 

 

 Art. 47 

Freihaltezone Die Freihaltezone umfasst das Gebiet, das zur Erhaltung 

der äusseren Ansicht des Dorfes und der Landschaft mit 

einem dauernden Bauverbot belegt ist.  

 

 Änderungen in der Benützung und Bewirtschaftung der Grund-

stücke sowie Terrainveränderungen dürfen dem Frei- halte-

zweck nicht widersprechen.  

 

 Art. 48 

Wintersport- Die Wintersportzone umfasst das für die Ausübung des Win- 

zone  tersportes erforderliche Gelände wie Aufstiegs- und Ab-

fahrtsgebiete für Skifahrer, Langlaufloipen, Übungsge-

lände, Schlittelwege und ähnliches. 

 

 In der Wintersportzone steht jedermann zur Ausübung des 

Wintersportes der freie Zutritt offen. Bauten und Anlagen, 

Terrainveränderungen, Pflanzungen und Düngungen, welche 

die Ausübung des Wintersportes beeinträchtigen, sind nicht 

zulässig. Einfriedungen im Bereiche von Skipisten sind vom 

Grundeigentümer in der Zeit vom 1.12. bis 15.4. zu entfer-

nen.  

 

 Schäden an Grundstücken oder Ertragsausfälle, die durch 

die Ausübung des Wintersportes an Grundstücken innerhalb 

Landwirt- 

schaftszone 
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der Wintersportzone entstehen, werden von der Gemeinde 

vergütet, wobei diese auf die Verursacher (Skiliftunter-

nehmungen etc.) zurückgreifen kann. Geltend gemachte Er-

tragsausfälle werden von einer durch die Gemeinde einge-

setzten Kommission festgelegt.  

 

 Kosten, die der Gemeinde aus der Freihaltung des Winter-

sportgeländes erwachsen, können ganz oder teilweise inte-

ressierten Unternehmungen und Vereinigungen (Bergbahnen, 

Beherbergungsbetrieben, Skischulen und dergleichen) über-

bunden werden.  

 

 Art. 49 

 Die Materialablagerungs- und Deponiezone ist für Materi-

alablagerungen und Abfalldeponien bestimmt. 

 

 In der Materialablagerungszone darf nur unverschmutztes 

Aushub- und Abräummaterial aus Kiesgruben und Stein-brü-

chen abgelagert werden. Die Abfallarten, die in der Depo-

niezone abgelagert werden dürfen, bestimmen sich nach der 

Gewässerschutz- und Umweltschutzgesetzgebung. 

 

 Die Materialablagerungs- und Deponieflächen sind nach Ab-

schluss der Ablagerung oder Deponie oder einzelner Etappen 

im Sinne der künftigen Nutzung zu gestalten, zu rekulti-

vieren und ordnungsgemäss zu unterhalten. Die Baubehörde 

trifft die erforderlichen Massnahmen im Baubewilligungs-

verfahren. Sie kann insbesondere eine geeignete Sicher-

stellung (zweckgebundenes Depositum) für die Kosten ver-

langen, welche für den Abschluss der Materialablagerung 

oder Deponie erforderlich sind. 

 

 Für grössere Materialablagerungs- oder Deponievorhaben er-

lässt die Gemeinde einen Generellen Gestaltungsplan.  

 

 Art. 501 

Grundwasser- Die Grundwasser- und Quellschutzzone umfasst Gebiete, die 

und Quell- für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung vor Stö- 

schutzzone rungen geschützt werden. Innerhalb der Grundwasser- und 

Quellschutzzone sind Bauten und Anlagen sowie Nutzungen 

welche die Wasservorkommen gefährden könnten, nicht zuläs-

sig. Die zulässigen Nutzungen können in einem Reglement 

umschrieben werden. 

 

 Der Gemeindevorstand erlässt für Grundwasserfassungen und 

für Mineralquellen sowie bei Bedarf für Quellfassungen de-

taillierte Schutzzonenpläne mit den Zonen S I (Fassungs-

bereich), S II (engere Schutzzone) und S III (weitere 

Schutzzone) samt zugehörigen Reglemente nach der Gewässer-

schutzgesetzgebung. Nutzungsbeschränkungen auf Parzellen 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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innerhalb der detaillierten Schutzzonen sind im Grundbuch 

anzumerken. 

 

 Bauten und Anlagen in Grundwasser- und Quellschutzzonen 

können nur mit Auflagen bewilligt werden. Sie werden unter 

Beizug einer Fachperson festgelegt und sind Bestandteil 

der Baubewilligung. 

 

 In der unmittelbaren Umgebung von Grundwasser- und Quell-

fassungen (im Umkreis von 40m) ist der Weidegang verboten. 

Ausserdem sind nur Gründüngungen gestattet. 

 

 Art. 51  

Gefahrenzonen Die Gefahrenzonen bezeichnen die durch Lawinen, Rutschun-

gen, Steinschlag, Überschwemmung und andere Naturer-eig-

nisse bedrohten Gebiete. 

 

 In der Gefahrenzone mit hoher Gefahr (Gefahrenzone I) dür-

fen keine Bauten erstellt und erweitert werden, die dem 

Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen. Zerstörte Bau-

ten dürfen nur in Ausnahmefällen wiederaufgebaut werden. 

Standortgebundene Bauten, die nicht dem Aufenthalt von 

Menschen und Tieren dienen, sind mit entsprechendem Ob-

jektschutz zulässig.  

 

 In der Zone mit geringer Gefahr (Gefahrenzone II) bedürfen 

Bauvorhaben der Genehmigung durch die Gebäudeversicherung 

des Kantons Graubünden. Bei Standortgefährdung umschreibt 

diese die erforderlichen baulichen Schutzmassnahmen als 

Bauauflage. 

 

 Art. 52 

 Die Landschaftsschutzzone schützt Landschaften und Land-

schaftsteile von besonderer Schönheit und Eigenart, wie 

Umgebung von Siedlungen, See- und Flussufer, Aussichtsla-

gen und Baumbestände vor der Zerstörung und Verbauung.  

 

 Die Erstellung von Bauten und Anlagen, wesentliche Ter-

rainveränderungen, Abbauvorhaben, Materialablagerun-gen, 

Deponien und andere bauliche Vorkehren, die dem Zonenzweck 

entgegenstehen, sind nicht gestattet. Neue Strassen und 

Wege sind nur zulässig, soweit sie für die Nutzung des 

betreffenden Gebietes unerlässlich sind oder ein anderes 

überwiegendes öffentliches Interesse nachgewiesen ist. 

 

 Bestehende Bauten dürfen erneuert werden. 

 

 Art. 53 

 Die Naturschutzzone schützt Biotope wie Uferbereiche, 

Kleinseen, Naturweiher, Tümpel, Riedgebiete und Moore so-

wie Hecken, Feldgehölze, Trockenstandorte, Magerwiesen und 

weitere naturnahe Standorte, die sich durch besondere 

Landschafts- 

schutzzone 

Naturschutz- 

zone  
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Artenvielfalt oder das Vorkommen seltener Arten auszeich-

nen, vor der Zerstörung. 

 

 In der Naturschutzzone sind Bauten und Anlagen aller Art, 

Terrainveränderungen, Entwässerungen, Rodungen, Düngun-

gen, Materialablagerungen und andere störende Eingriffe 

oder Nutzungen untersagt. 

 

 Die Baubehörde trifft notwendige Massnahmen zur Pflege und 

Kennzeichnung der geschützten Gebiete. Sie kann Zutritts-

verbote erlassen. Land- und forstwirtschaftliche Nutzung 

ist im herkömmlichen Rahmen zulässig. 

 

 Art. 541 

   

 

 Art. 55 

 Die Archäologiezone umfasst jene Flächen, auf denen mit 

grosser Wahrscheinlichkeit archäologische Funde und Be-

funde zu erwarten sind. 

 

 Alle Bauvorhaben und Grabarbeiten (Leitungsgräben, 

Schächte etc.) sind der Gemeinde und dem Archäologischen 

Dienst vor der Ausarbeitung der Projektpläne bekannt zu 

geben. Die Baubehörde entscheidet nach Einholung einer 

Stellungnahme des Archäologischen Dienstes über die not-

wendigen Auflagen. 

 

 Art. 56 

 Die archäologische Schutzzone schützt bekannte archäolo-

gische Fundstellen wie z.B. Siedlungsplätze, Gräberfelder, 

archäologisch bedeutende Bauten und Anlagen usw. vor will-

kürlicher Zerstörung und Veränderung jeder Art. 

 

 In der archäologischen Schutzzone sind Bauten und Anlagen, 

die den Zweck der Zone beeinträchtigen, untersagt. Unum-

gängliche Bodeneingriffe jeglicher Art sind nur mit aus-

drücklicher Bewilligung des Archäologischen Dienstes ge-

stattet. 

 

 Die Land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist grundsätz-

lich gestattet. Die Baubehörde trifft nach Rücksprache mit 

dem Archäologischen Dienst notwendige Einschränkungen. 

 1 Aufgehoben durch RB 22.774 vom 11. Oktober 2022 
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 3.1.3. Zonenordnung 

 

 Art. 57 

Zonenschema Die Bauweise und das Mass der Nutzung in den Bauzonen 

richtet sich nach dem Zonenschema und den zugehörigen Be-

griffsbestimmungen. 

 

 Das Zonenschema bestimmt ferner für jede Bauzone den zu-

lässigen Emissionsgrad von Betrieben und Anlagen.  

 

 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind die 

Ausnützungsziffer, die Grenzabstände und die Emissionsbe-

schränkungen in jeder Zone für die dort gelegenen Gebäu-

deteile einzuhalten. Im übrigen gelten die Vorschriften 

der Zone, in welcher der grössere Teil des Gebäudes liegt.  

 

 Art. 581 

Ausnützungs- Die Ausnützungsziffer (AZ) ist die Verhältniszahl zwisch- 

ziffer en der anrechenbaren Bruttogeschossfläche (BGF) der Ge-

bäude und der anrechenbaren Landfläche (LF). Sie wird wie 

folgt berechnet: 

 

   AZ = BGF 

  LF 

 

 

 

 Als anrechenbare Bruttogeschossfläche gilt die Summe aller 

oberirdischen Geschossflächen im Aussenmass in Haupt-, An- 

und Nebenbauten einschliesslich Aussentreppen und Zwi-

schengeschossen mit Ausnahme des Mehrmasses von Aussenmau-

ern mit Wandstärken über 30 cm. 

 

 Im Dachgeschoss sind ohne Rücksicht auf die Nutzung Raum-

teile anzurechnen, deren lichte Höhe gemessen bis Unter-

kant Dachsparren 1,6 m überschreitet. In Geschossen, die 

nicht vollständig über dem gewachsenen oder abgegrabenen 

Boden liegen, sind Raumteile ohne Rücksicht auf die Nutzung 

anzurechnen, die mehr als 1,6 m über das gewachsene oder 

abgegrabene Terrain hinausragen. Bei Geschossen mit einer 

Höhe von über 4,30 m wird pro 2,70 m Gebäudehöhe ein Ge-

schoss berechnet und die dazugehörige Bruttogeschossfläche 

ermittelt.  

 

 Nicht angerechnet werden: 

 

1. Nicht gewerblichen Zwecken dienende Einstellhallen für 
Motorfahrzeuge, Velos, Kinderwagen und dergleichen;  

 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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2. Holzschöpfe, Gartenhäuschen für Gartengeräte, Klein-

tierställe und dergleichen; 

 

3. Offene Erdgeschosshallen und überdeckte offene Dachter-
rassen; 

 

4. Offene ein- und vorspringende Balkone, sofern sie nicht 
als Laubengänge dienen. 

 

 Als anrechenbare Landfläche gilt die zusammenhängende Flä-

che der von der Baueingabe erfassten, baulich noch nicht 

ausgenützten Grundstücke oder Grundstückteile in der 

Bauzone abzüglich Wald, Gewässer sowie der im generellen 

Erschliessungsplan oder in einem Quartierplan über Land-

abzüge ausgeschiedenen Strassen- und Trottoirflächen.  

 

 Die massgebenden Ausnützungsziffern sind im Zonenschema 

festgelegt. 

 

 Art. 59 

 Die Baubehörde kann Nutzungsübertragungen zwischen angren-

zenden oder bloss durch Strassen, Bäche und Bahnen ge-

trennten Grundstücken innerhalb der gleichen Bauzone zu-

lassen, sofern ein entsprechender Vertrag zwischen den be-

troffenen Grundeigentümern vorliegt und die Nutzungsüber-

tragung im Grundbuch angemerkt wird. Vorbehalten bleiben 

weitergehende Nutzungsverlegungen nach den Anordnungen des 

generellen Gestaltungsplanes. 

 

 Wird von einem überbauten Grundstück ein Teil abgetrennt, 

so darf die neue Parzelle nur soweit überbaut werden, als 

die Ausnützungsziffer über die ganze ursprüngliche Par-

zelle eingehalten wird. 

 

 Die Gemeinde führt eine Kontrolle über die Ausnützung der 

Grundstücke. 

 

 Art. 60 

Gebäudehöhe Als Gebäudehöhe gilt das Mittel aller Hauptgebäudeecken, 

gemessen vom gewachsenen Boden bis zum Schnittpunkt mit 

den Dachpfetten oberkant. Bei Abgrabungen ist die Gebäu-

dehöhe vom neu gestalteten Terrain aus zu messen. 

 

 Bei gegliederten Bauten wird die Gebäudehöhe für jeden 

Baukörper ermittelt. Als Gliederung gilt nur ein Vor- oder 

Rücksprung von mindestens 3 m, der vom Terrain bis zum 

Dach reicht.  

 

 Art. 61 

 An- und Nebenbauten im Sinne dieses Gesetzes sind Gebäude, 

die eine Gebäudelänge von maximal 6 m und eine Gebäudehöhe 

Nutzungsüber- 
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von nicht mehr als 3,50 m aufweisen und keine AZ-pflich-

tigen Räume enthalten. 

 

 Ein Anbau darf keinen Gebäudeteil (inkl. Dach) aufweisen, 

der höher ist als der Anschlusspunkt des Anbaues an die 

Fassade des Hauptgebäudes. 

 

 Art. 62  

 Auf dem gleichen Grundstück können Nebenbauten gemäss 

Art.61 bis 1,50 m an das Hauptgebäude herangerückt wer-

den, wenn keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

Diese Nebengebäude müssen architektonisch mit dem Haupt-

gebäude eine Einheit bilden. 

 

 Art. 63 

Gebäudelänge Bei offener Bauweise gelten die im Zonenschema festgehal-

tenen maximalen Gebäudelängen.  

 

 Als Gebäudelänge gilt die längste waagrechte Fassadenab-

messung. Bei unregelmässigen Grundrissen wird sie als 

grösste Ausdehnung des kleinsten das Gebäude begrenzenden 

Rechtecks gemessen. Anbauten im Sinne von Art. 61 werden 

nicht mitgerechnet.  

 

 Bei geschlossener Bauweise und halboffener Bauweise beste-

hen keine Einschränkungen bezüglich Gebäudelänge. 

 

Art. 64  

 Als Grenzabstand gilt bei Hochbauten jeder Art die kür-

zeste, waagrecht gemessene Entfernung zwischen der Umfas-

sungswand und der Grundstücksgrenze.  

 

 Der grosse Grenzabstand ist von der Hauptfassade, die klei-

nen Grenzabstände sind von den Nebenfassaden aus einzuhal-

ten. Die Hauptfassade wird aufgrund der Lage der Haupt-

wohnräume bestimmt; im Zweifel sind zusätzlich die topo-

grafische Lage und die Stellung der Nachbargebäude mass-

gebend. 

 

 Bei eingeschossigen An- und Nebenbauten im Sinne von Art. 

61 beträgt der Grenzabstand in allen Bauzonen 2,50 m. 

 

 Mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn können die 

Grenzabstände ungleich zur Grenze verteilt werden, wenn 

der Gebäudeabstand eingehalten ist. Diese Grunddienstbar-

keit ist vor Baubeginn im Grundbuch einzutragen. 

 

 Zwischen mehreren Bauten auf dem gleichen Grundstück ist 

der doppelte Grenzabstand als Gebäudeabstand einzuhalten. 

Anbauten im Sinne von Art. 61 können – sofern sie mit dem 

Hauptgebäude architektonisch eine Einheit bilden – bis 

2,50 m an die Hauptfassade herangerückt werden. 

Gebäudeab-

stand von Ne-

benbauten auf 

der gleichen 

Parzelle 

Grenz- und 

Gebäudeab-

stand 



31 

 

 

 Auskragende Gebäudeteile wie offene Balkone, Erker, Vor-

dächer, Vortreppen und dergleichen dürfen höchstens 1,50 

m in den Grenz- und Gebäudeabstand hineinragen, sofern 

ihre Gesamtlänge 2/5 der Fassadenlänge nicht überschrei-

tet. 

 

 

 4. Gestaltungslinien 

 

 Art. 651 

 Als Schutz- und Erhaltungsbereich bezeichnet der Generelle 

Gestaltungsplan jenen Ortsteil, welcher sowohl die ganze 

Kernzone, die Wohn- und Gewerbezone als auch die Garten- 

und Hofraumzone umfasst und sich durch eine hervorragende 

Qualität des Ortsbildes in seiner Gesamtheit sowie durch 

einen hohen denkmalpflegerischen Eigenwert diverser Ein-

zelobjekte auszeichnet.  

 

 In diesem Bereich befindliche, durch den Generellen Ge-

staltungsplan als geschützt bezeichnete Bausubstanz muss 

unterhalten und darf nicht abgebrochen oder aus- gekernt 

werden. Bei Erneuerungen oder Umbauten ist die architek-

tonisch sowie historisch bedeutende Bausubstanz im Innern 

des Gebäudes und aussen zu wahren. Bei störenden Elementen 

ist der ursprüngliche Zustand wieder herzustellen. 

 

 In diesem Bereich befindliche, durch den Generellen Ge-

staltungsplan als schützenswert bezeichnete Bausubstanz 

und ebensolche Strukturelemente sind zu erhalten und dür-

fen nicht abgebrochen werden. Erneuerungen und Umbauten 

sind im Rahmen der Zonenbestimmungen unter Wahrung der 

äusseren Erscheinung möglich. Neubauten sind an bezeich-

neten Baustandorten innerhalb eines vorgegebenen Bauvolu-

mens mit Auflagen gestattet.  

 

 Bauvorhaben im Schutz- und Erhaltungsbereich sind vor Be-

ginn der Projektierung bei der Baubehörde anzumelden.  

 

 Art. 65bis2 

 

 Die Baugestaltungslinien dienen der Gestaltung des Orts-

bildes oder einzelner Strassenzüge sowie der Situierung 

von Bauten innerhalb der Siedlung. 

 

 Baugestaltungslinien dürfen von Hochbauten nicht über-

schritten werden. Wo die Pläne es vorsehen, bestimmen die 

Baugestaltungslinien zwingend die Lage von Gebäuden und 

Gebäudeseiten. 

 
1 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
2 Genehmigt durch RB 00.1295 vom 15.08.2000 
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 Baugestaltungslinien können im Generellen Gestaltungsplan 

oder in Quartierplänen festgelegt werden. 

 

 

 5. Erschliessung 

 

 5.1. Planung und Projektierung 

 

 Art. 66 

Bau- und Ni- Die Baulinien dienen zum Schutze bestehender oder geplan- 

veaulinien ter Verkehrs- und Versorgungsanlagen. Der mit einer Bau-

linie beschwerte Boden darf ober- und unterirdisch nicht 

überbaut werden. 

 

 Einzelne Vorsprünge wie Vordächer, Erker und Balkone dür-

fen bis 1,50 m über die Baulinie hinausragen, sofern sie 

mindestens 3 m über dem Trottoir- und 4,50 m über dem 

Strassenniveau liegen. 

 

 Bauliche Veränderungen an Bauten im Baulinienbereich dür-

fen nur ausnahmsweise vorgenommen werden. Der entstehende 

Mehrwert ist auf Kosten des Eigentümers im Grundbuch an-

zumerken. Er wird im Enteignungsfalle nicht vergütet. 

 

 Die Niveaulinien orientieren über die Höhenlage projek-

tierter Verkehrsanlagen. Die Eingänge, Einfahrten etc. 

sind auf die Niveaulinien auszurichten.  

 

 Art. 67 

 Die Baubehörde sorgt entsprechend der Entwicklung und der 

genehmigten Kredite für die zeitgerechte Erstellung der 

generellen Projekte sowie der Bauprojekte für die im ge-

nerellen Erschliessungsplan festgelegten Erschliessungs-

anlagen. 

 

 Die generellen Projekte erfassen die Hauptstränge der Was-

serversorgung (GWP) und der Abwasserbeseitigung (GKP), die 

Verkehrsanlagen der Groberschliessung sowie die Anlagen 

der Energieversorgung und der Abfallbeseitigung.  

 

 Die Bauprojekte bestimmen Art, Umfang, Lage und bautech-

nische Gestaltung von Erschliessungsanlagen und weitere 

Einzelheiten.  

 

 Art. 68  

Verfahren Die Bau-, Baugestaltungs- und Niveaulinien, generelle Pro-

jekte und Bauprojekte sind während 30 Tagen in der Gemeinde 

öffentlich aufzulegen. Während der Auflage kann bei der 

Baubehörde schriftlich und begründet Einsprache erhoben 

werden.  

 

Generelle 

Projekte und 

Bauprojekte 
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 Nach Ablauf der Auflagefrist entscheidet die Baubehörde 

über allfällige Einsprachen und gibt ihren Entscheid den 

Einsprechern schriftlich und begründet bekannt. Der Erlass 

von Bau-, Baugestaltungs- und Niveaulinien sowie die Ge-

nehmigung von generellen Projekten und von Bauprojekten 

ist in ortsüblicher Weise bekanntzugeben. 

 

 Für Bau-, Baugestaltungs- und Niveaulinien, die im Gene-

rellen Gestaltungsplan oder in einem Quartierplan festge-

legt werden, gelten ausschliesslich die Verfahrensvor-

schriften der betreffenden Planungsmassnahme. 

 

 Art. 69 

 Projektierung und Erstellung der öffentlichen Erschlies-

sungsanlagen sind Sache der Gemeinde. Die Baubehörde sorgt 

nach der Entwicklung und Einholung der erforderli-chen 

Kredite für die zeitgerechte Ausführung der Erschlies-

sungsanlagen der ersten Etappe.  

 

 Anlagen der zweiten Erschliessungsetappe werden erstellt, 

wenn ein ausgewiesener Bedarf an Bauland besteht oder wenn 

es die Mehrheit der interessierten Grundeigentümer, denen 

mehr als die Hälfte des zu erschliessenden Gebietes gehört, 

schriftlich beantragt. Die Baubehörde kann in diesem Fall 

die Erschliessung davon abhängig machen, dass ein allfäl-

liger Gemeindeanteil an der Finanzierung von den Grundei-

gentümern bis zur Umteilung der Anlage in die erste Etappe 

zinslos vorfinanziert wird. 

 

 Für die Ausgestaltung der Erschliessungsanlagen gelten die 

Vorschriften der von der Gemeinde zu erlassenden Er-

schliessungsreglemente.  

 

 Art. 70 

 Die im Eigentum der Gemeinde stehenden Erschliessungsan-

lagen werden von der Gemeinde Unterhalten. 

 

 Die Verkehrsanlagen der Gemeinde werden während des Win-

ters offengehalten, soweit es den öffentlichen Bedürfnis-

sen entspricht. Die Verwendung chemischer Auftaumittel ist 

untersagt. Die Baubehörde bezeichnet die jeweils zu räu-

menden Strassen, Wege und Plätze. 

 

 Die Gemeinde ist befugt, bei der Schneeräumung den Schnee 

unter möglichster Schonung von Gebäuden und Kulturen auf 

angrenzende private Grundstücke werfen zu lassen. Die be-

troffenen Grundstücke sind von der Gemeinde nach der 

Schneeräumung von Splitt und Abfällen zu reinigen. Schäden 

an Pflanzen oder Zäunen werden vergütet.  
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 Art. 71 

 Die Ausführung und der Unterhalt privater Erschliessungs- 

 anlagen einschliesslich der Schneeräumung sind Sache der 

 Grundeigentümer. Die Gemeinde kann durch Beschluss der 

Baubehörde den Unterhalt und die Schneeräumung auf Pri-

vatstrassen vertraglich gegen Ersatz der Kosten überneh-

men. 

 

 Die Baubehörde hat auf Antrag des Eigentümers private Er-

schliessungsanlagen, die dem Gemeingebrauch dienen und den 

technischen Anforderungen genügen, zu übernehmen, sofern 

die Anlagen unentgeltlich und in gutem Zustand abgetreten 

werden. Vorbehalten bleibt die Übernahme privater Er-

schliessungsanlagen auf dem Enteignungsweg. 

 

 Für die Ausgestaltung der Erschliessungsanlagen gelten die 

Vorschriften der von der Gemeinde zu erlassenden Er-

schliessungsreglemente. 

 

 

 5.2. Finanzierung 

 

 Art. 72 

 Die Finanzierung der öffentlichen Erschliessungsanlagen 

ist grundsätzlich Sache der Gemeinde. Die Grundeigentümer 

beteiligen sich an den Kosten durch Bezahlung von Grund-

eigentümerbeiträgen, Anschluss- und Benützungsgebühren.  

 

 Grundeigentümerbeiträge werden erhoben für alle Verkehrs-

anlagen sowie für Versorgungsanlagen der Feinerschliessung 

(Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung), so-

weit den Grundeigentümern aus der Erstellung, dem Ausbau 

oder der Abänderung solcher Anlagen ein wirtschaftlicher 

Sondervorteil erwächst.  

 

 Anschlussgebühren werden erhoben für den Anschluss an Ver-

sorgungsanlagen der Grund- und Groberschliessung (Wasser-

versorgung und Abwasserbeseitigung). Die Anlagen der 

Grund- und Groberschliessung sind im Generellen Erschlies-

sungsplan als solche bezeichnet. 

 

 Benützungsgebühren werden erhoben zur Deckung der laufen-

den Kosten der Gemeinde für den Betrieb und Unterhalt der 

öffentlichen Anlagen für die Wasserversorgung sowie die 

Abwasser- und Abfallbeseitigung.  

 

 

 Art. 73 

 Der von der Gesamtheit der Grundeigentümer zu tragende 

Anteil an den Kosten der öffentlichen Verkehrsanlagen so-

wie von Versorgungsanlagen der Feinerschliessung wird 

durch die Baubehörde entsprechend dem öffentlichen und 
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privaten Interesse an den Anlagen festgelegt, wobei fol-

gende Richtlinien gelten: 

 

  Gemeindeanteil  Grundeigentümeranteil 

 Verkehrsanlagen:  

 - Groberschliessung 70 – 40 %  30 –  60 % 

 - Feinerschliessung 30 -  0 %  70 – 100 % 

 

 

 Versorgungsanlagen: 

 Feinerschliessung   30 -  0 %  70 – 100 % 

 

 Dienen Erschliessungsanlagen ausschliesslich der Überbau-

ung und Nutzung eines Gebietes durch die Grundeigentümer, 

sind ihnen die Erschliessungskosten ganz zu überbinden. 

 

 Bei kleinen Erschliessungsvorhaben kann auf die Durchfüh-

rung eines Beitragsverfahrens verzichtet werden, falls der 

damit verbundene Aufwand in keinem Verhältnis zu den zu 

erwartenden Grundeigentümerbeiträgen steht. 

 

 Der Beitragspflicht unterliegen sämtliche für das öffent-

liche Werk notwendigen Aufwendungen, insbesondere auch 

Projektierungs-, Landerwerbs- und Bauleitungskosten sowie 

Bauzinsen und die Aufwendungen für die Erstellung des Kos-

tenverteilers.  

 

 Beitragspflichtig sind die im Zeitpunkt der öffentlichen 

Auflage des Kostenverteilers im Grundbuch eingetragenen 

Liegenschaftseigentümer (Allein-, Gesamt- oder Miteigen-

tümer bzw. Stockwerkeigentümer). 

 

 Art. 74 

 Der auf die Gesamtheit der Grundeigentümer entfallende An-

teil an den Erschliessungskosten ist in einem Kostenver-

teiler entsprechend den Vor- und Nachteilen unter den 

Grundeigentümer aufzuteilen.  

 

 Werden weitgehend unüberbaute Grundstücke in das Verfahren 

einbezogen, sind die Kosten im Verhältnis der Grundstücks-

flächen aufzuteilen. Unterschiedliche Ausnütz-ungsziffern 

oder Übernutzungen bei bestehenden Gebäuden sind zu be-

rücksichtigen.  

 

Art. 75  

c) Verfahren Werden beitragspflichtige Erschliessungsanlagen im Rahmen 

   Fälligkeit einer Quartierplanung erstellt, sind die Grundeigentümer-

beiträge im Quartierplanverfahren festzulegen. 

 

 In anderen Fällen erfolgt die Einleitung des Verfahrens, 

die Aufstellung des Kostenverteilers und die 

b) Kosten- 

   verteiler 
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Rechnungsstellung nach den einschlägigen Vorschriften der 

kantonalen Raumplanungsverordnung. 

 

 Die Grundeigentümerbeiträge werden mit der Rechnungsstel-

lung zur Bezahlung fällig. Die Baubehörde kann bei grös-

seren Anlagen oder langdauernden Arbeiten Abschlags-zah-

lungen bis zur Höhe der mutmasslichen Anteile festlegen. 

In Rechnung gestellte Beiträge sowie Abschlags-zahlungen 

sind innert 60 Tagen seit Rechnungsstellung zu bezahlen. 

Für verspätete Zahlungen wird ein Verzugszins in der Höhe 

des Zinssatzes der Graubündner Kantonalbank für 2. Hypo-

theken zuzüglich ½ % berechnet. 

 

 Art. 76 

 Für Neubauten und bestehende Bauten, die erstmals an die 

Anlagen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung der 

Gemeinde angeschlossen werden, haben die Grundeigentümer 

eine einmalige Anschlussgebühr zu bezahlen. Für nicht an-

geschlossene Bauten, deren Feuerschutz gewährleistet wird, 

ist eine Feuerschutzgebühr zu entrichten. 

 

 Die Höhe der Anschlussgebühren wird in Prozenten des Neu-

wertes der Gebäudeversicherung in einem besonderen durch 

die Gemeinde zu erlassenden Tarif festgelegt.  

 

 Gebührenpflichtig sind die im Zeitpunkt der Bewilligung 

des Anschlusses im Grundbuch eingetragenen Liegenschafts-

eigentümer (Allein-, Gesamt-, Mit- bzw. Stockwerkeigentü-

mer). Bei Baurechtsverhältnissen ist der Baurechtsnehmer 

gebührenpflichtig.  

 

 Art. 77 

b) Berechnung Die aufgrund des Neuwertes der Gebäudeversicherung erho-

benen Anschlussgebühren werden gemäss neuester amtlicher 

Schätzung einschliesslich der jeweiligen Teuerungs-zu-

schläge berechnet. Massgeblich für die Veranlagung sind 

die Verhältnisse im Zeitpunkt der Vollendung des gebühren-

pflichtigen Bauvorhabens. Bei bestehenden Bauten wird auf 

den Zeitpunkt des Anschlusses abgestellt. 

 

 Erhöht sich der Neuwert der Gebäudeversicherung durch 

nachträgliche bauliche Veränderungen um mehr als 20 %, ist 

eine dem Mehrwert entsprechende Nachzahlung zu leisten. 

 

 Wird ein Gebäude ganz oder teilweise abgebrochen, so sind 

früher geleistete Anschlussgebühren anzurechnen.  

 

 Art. 78 

 Die Anschlussgebühren für Neubauten oder nachträgliche 

bauliche Veränderungen werden bei Erteilung der Baubewil-

ligung aufgrund der geschätzten Baukosten provisorisch in 

Anschlussge- 

bühren 

a) Gebühren- 
pflicht 

c) Erhebung, 

   Fälligkeit 



37 

 

Rechnung gestellt. Die definitive Veranlagung erfolgt nach 

Eingang der Neuwertschätzung.  

 

 Die Anschlussgebühren für bestehende Bauten und die Feu-

erschutzgebühren werden dem Eigentümer im Zeitpunkt des 

Anschlusses bzw. Gewährleistung des Feuerschutzes aufgrund 

der letzten Neuwertschätzung zuzüglich Teuerungszuschlag 

in Rechnung gestellt.  

 

 Die Anschlussgebühren werden mit Zustellung der Rechnung 

zur Bezahlung fällig. Sie sind innert 60 Tagen zu bezahlen. 

Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins in der Höhe 

des Zinssatzes der Graubündner Kantonalbank für 2. Hypo-

theken zuzüglich ½ % berechnet. 

 

 Art. 79 

d) Einsprache Einsprachen gegen die Anschlussgebühren sind innert 20 Ta-

gen seit Zustellung der Rechnung schriftlich und begründet 

bei der Baubehörde einzureichen.  

 

 Die Baubehörde prüft die Einsprache und teilt dem Einspre-

cher die Höhe der geschuldeten Gebühr in einer rekursfähi-

gen Verfügung mit.  

 

 Art. 80 

 Die Benützungsgebühren für den Betrieb und Unterhalt der 

Gemeindewasserversorgung, der Abwasser- und Abfallbesei-

tigung werden jährlich erhoben. 

 

 Die Wassertaxen und die Abwassergebühren setzen sich zu-

sammen aus einer Grundgebühr und einer nach dem tatsäch-

lichen Verbrauch berechneten Verbrauchsgebühr. Die Keh-

richtgebühren werden nach einem von der Gemeinde-versamm-

lung separat erlassenen Reglement erhoben. 

 

 Die Benützungsgebühren werden mit der Zustellung der Rech-

nung zur Bezahlung fällig. Für den Verzugszins bei verspä-

teter Bezahlung sowie für Einsprachen gegen die Gebühren-

rechnung gelten sinngemäss die Vorschriften über die An-

schlussgebühren.  

 

 

 Art. 81 

 Für sämtliche rechtskräftig festgesetzten Grundeigentümer-

beiträge sowie Anschluss- und Benützungsgebühren be- steht 

ein gesetzliches Pfandrecht gemäss Art. 162 EG zum ZGB. 

 

 Die Beanspruchung des Pfandrechtes ist dem Beitrags- bzw. 

Gebührenpflichtigen in einer rekursfähigen Verfügung zu 

eröffnen. 
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II. Quartierplanung 
 Art. 82 

 Der Quartierplan regelt die Gestaltung und Erschliessung 

eines umgrenzten Teiles einer Bauzone. Er kann Anlagen der 

Quartierausstattung vorsehen.  

 

 Der Quartierplan besteht aus den Quartierplanbestimmungen, 

dem Quartiergestaltungsplan und dem Quartiererschlies-

sungsplan. Für gemeinschaftliche Versorgungsanlagen können 

selbständige Quartierversorgungspläne erlassen werden. 

 

  Der Quartierplan umfasst nach Bedarf zusätzlich Pläne und 

Verzeichnisse der Baulandumlegung oder den Grenzbereini-

gungsplan. 

 

 

1. Quartierplan 
 

 Art. 83 

Quartierplan- Die Quartierplanbestimmungen enthalten Vorschriften über  

bestimmungen  die Gestaltung der Bauten und Anlagen.  

 

 Sie regeln mindestens die Erstellung und Finanzierung der 

Quartiererschliessung sowie die Grundsätze für die Vertei-

lung der Planungs- und der Erschliessungskosten unter den 

Grundeigentümern.  

 

 Die Quartierplanbestimmungen können die Bauvorschriften 

der Grundordnung ergänzen. Sie können im Rahmen der Grund-

ordnung Nutzungspflichten vorsehen. Abweichungen von all-

gemeinen Bauvorschriften und von Zonenvorschriften sind 

nur nach Massgabe der Bestimmungen über den Quartierge-

staltungsplan zulässig. 

 

 Art. 84 

 Der Quartiergestaltungsplan gewährleistet die Einordnung 

neuer Quartiere in die gewachsene Siedlung und in die 

Landschaft. Er schafft für bestehende Quartiere die Vo-

raussetzungen für ihre Erneuerung und Verbesserung.  
 Der Quartiergestaltungsplan trennt wenigstens die überbau-

baren und freizuhaltenden Flächen. Enthält er weiterge-

hende Anordnungen über die zulässigen Baukuben, ihre Nut-

zung und Gestaltung und bietet er Gewähr für eine gute 

Beziehung der geplanten Bauten zur baulichen und land-

schaftlichen Umgebung und untereinander, können im Quar-

tierplan folgende Ausnahmen festgelegt werden: 

 

1. Die Gebäude- und Grenzabstände, die Gebäudelängen und 
der Zusammenbau mehrerer Baukörper können nach archi-

tektonischen Kriterien frei bestimmt werden.  

 

Zweck und  

Inhalt 

Quartierge-

staltungsplan 
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2. Drängt sich aus gestalterischen Gründen eine Terrain-
veränderung auf, kann die Verrechnung der Gebäude- und 

Firsthöhen ab neuem Terrain vorgeschrieben werden. 

 

Gegenüber Nachbargrundstücken, die nicht in das Quartier-

planverfahren einbezogen sind, gelten die vorgeschriebenen 

Grenz- und Gebäudeabstände. 

 

 Art. 85 

Quartierer- Der Quartiererschliessungsplan legt die Erschliessung des 

schliessungs- Quartierplangebietes mit Verkehrs- und Versorgungsanlagen 

plan verbindlich fest. Er ist auf den Quartiergestaltungsplan, 

den Generellen Erschliessungsplan und die generellen Pro-

jekte der Gemeinde abzustimmen. 

  

 Der Quartiererschliessungsplan kann Gemeinschaftsanlagen 

wie Einstellgaragen, Energieversorgungsanlagen und dgl. 

vorschreiben. Eigentümer bestehender Bauten und Anlagen 

können zu einem Anschluss an eine Gemeinschaftsanlage ver-

pflichtet werden, sofern deren Anschluss zweckmässig und 

zumutbar ist.  

 

 Der Quartiererschliessungsplan kann Etappen für die Aus-

führung der Erschliessungsanlagen festlegen.  

 

 Art. 86 

Quartierer- Anlagen der Quartiererschliessung, die nach Abschluss des 

schliessung Verfahrens von der Gemeinde übernommen werden, sind durch 

a) Erstellung die Gemeinde zu erstellen. Der hiefür benötigte Boden ist 

durch die Baulandumlegung auszuscheiden und in das Eigen-

tum der Gemeinde überzuführen. 

 

 Anlagen der Quartiererschliessung, die nicht übernommen 

werden, erstellen die Grundeigentümer unter Aufsicht der 

Gemeinde. Die Rechte und Pflichten der Grundeigentümer an 

diesen Anlagen sind in den Quartierplanbestimmungen zu re-

geln. 

 

 Art. 87 

b) Finanzierung Die Kosten der Quartiererschliessung gehen grundsätzlich 

zu Lasten der beteiligten Grundeigentümer. Die Gemeinde 

leistet Beiträge, wenn an der Erstellung der Anlagen ein 

unmittelbares öffentliches Interesse besteht, das über die 

gemeinschaftlichen Interessen der Grundeigentümer hinaus-

geht. 

 

 Der Kostenverteiler ist nach den für die Grundeigentümer-

beiträge geltenden Grundsätzen aufzustellen und in die 

Quartierplanbestimmungen aufzunehmen.  

 

 Die Kostenanteile werden mit der Fertigstellung der Er-

schliessungsanlagen zu Bezahlung fällig. Die Baubehörde 
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kann jedoch die Quartierplanbeteiligten bereits während 

der Bauausführung zu Akontozahlungen verpflichten. In 

Rechnung gestellte Kostenanteile sind innert 60 Tagen zu 

bezahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins in 

der Höhe des Zinssatzes der Graubündner Kantonalbank für 

2. Hypotheken zuzüglich ½ % berechnet. 

 

 Art. 88 

 Bauten und Anlagen der Quartierausstattung sind im Quar-

tiergestaltungsplan, im Quartiererschliessungsplan oder in 

einem besonderen Plan festzulegen. 

 

 Die Kosten der Quartierausstattung trägt in der Regel die 

Gemeinde. 

 

 Dienen Bauten und Anlagen der Quartierausstattung vorwie-

gend den Interessen der beteiligten Grundeigentümer, kön-

nen sie zur Leistung eines ihrem Sondervorteil entspre-

chenden Kostenbeitrages verpflichtet werden. Dient die 

Ausstattung ausschliesslich den Quartierplanbeteiligten, 

können ihnen alle Kosten überbunden werden. Der Kostenan-

teil jedes Grundeigentümers ist im Kostenverteiler fest-

zulegen. 

  

 

 2. Baulandumlegung 

 

 Art. 89 

 Die Baulandumlegung dient der Neuordnung der Eigentums-

verhältnisse. Sie schafft die Voraussetzungen für die Ver-

wirklichung des Quartiergestaltungs- und des Quartierer-

schliessungsplanes. 

 

 Die Baulandumlegung kann von der Baubehörde von Amtes wegen 

angeordnet werden. Sie ist ausserdem zu beschliessen, wenn 

es die Mehrheit der interessierten Grundeigentümer ver-

langt, denen mehr als die Hälfte des Umlegungs-gebietes 

gehört.  

 

 Zum Schutz der Baulandumlegung kann die Baubehörde einen 

Umlegungsbann beschliessen. Während des Umlegungsbannes 

dürfen ohne Zustimmung der Baubehörde keine rechtlichen 

oder tatsächlichen Verfügungen über die Grundstücke ge-

troffen werden, welche die Baulandumlegung beeinträchtigen 

oder erschweren. Im übrigen gelten für den Umlegungsbann 

sinngemäss die Vorschriften über den Erlass von Planungs-

zonen.  

 

 Art. 90 

 Für alle Grundstücke im Umlegungsgebiet ist ein Bestandes-

plan und ein Bestandesverzeichnis zu erstellen, aus wel-

chem die Eigentumsverhältnisse an den einbezogenen 

Quartieraus- 

stattung 

Zweck und 

Anordnung 

Aufnahme des 

alten Best- 

andes  
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Grundstücken mit Einschluss der beschränkten dinglichen 

Rechte sowie die vorgemerkten persönlichen Rechte ersicht-

lich sind. 

 

 Bestandesplan und Bestandesverzeichnis sind während 20 Ta-

gen aufzulegen. Den Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, 

Änderungen oder Ergänzungen zu beantragen. 

 

 Streitigkeiten, welche den Bestand und Umfang des Eigen-

tums betreffen, sind auf den Zivilweg zu verweisen.  

 

 Art. 91 

 Von der Gesamtfläche des Umlegungsgebietes ist Land, das 

für die Erschliessung und für Gemeinschaftsanlagen benö-

tigt wird, die überwiegend den Bedürfnissen des Umlegungs-

gebietes dienen, unentgeltlich in Abzug zu bringen. Die 

verbleibende Fläche bildet die Verteilungsmasse für die 

Neuzuteilung.  

 

 Die Abtretung von Boden oder Rechten zu weitergehenden 

öffentlichen Zwecken richtet sich, sofern keine Einigung 

erzielt wird, nach den Vorschriften des Enteignungsgeset-

zes.  

 

 Art. 92 

 Jeder Grundeigentümer erhält durch den Umlegungsplan und  

 das Neuzuteilungsverzeichnis aus der Verteilungsmasse Bo-

den zugewiesen, der anteilmässig dem Land entspricht, das 

er in die Umlegung eingeworfen hat.  

 

 Durch Boden nicht ausgleichbare Mehr- oder Minderwerte 

sind in Geld voll auszugleichen. Genügt ein Anteil an der 

Verteilungsmasse nicht, um ein überbaubares Grundstück zu 

bilden, so ist der betreffende Grundeigentümer voll zu 

entschädigen. 

 

 Bei etappenweiser Erschliessung des Quartiers ist bei der 

Zuteilung der Grundstücke auf die Bauabsichten der Grund-

eigentümer Rücksicht zu nehmen. Bauwilligen Grundeigentü-

mern ist Boden in der ersten Etappe zuzuweisen. Bei Bau-

landumlegungen zur Erschliessung von Land für den Woh-

nungsbau kann die Neuzuteilung mit der Verpflichtung ver-

bunden werden, dass die Grundstücke in einer für den Ei-

gentümer zumutbaren Frist überbaut oder für Zwecke, die 

der Überbauung dienen, zu Verfügung gestellt werden (Bau-

verpflichtung). 

 

 Art. 93 

 Beschränkte dingliche und vorgemerkte persönliche Rechte, 

die durch die Baulandumlegung gegenstandslos werden oder 

dem Umlegungszweck entgegenstehen, sind nicht in die 

Abzüge für 

den Gemein- 

bedarf 

Neuzuteilung 

Wertaus-
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Neuzuteilung aufzunehmen. Alle übrigen sind durch Rechte 

gleichen Inhalts im Neuzustand zu ersetzen. 

 

 Beschränkte dingliche und vorgemerkte persönliche Rechte, 

die nicht in die Neuzuteilung übernommen werden, sind mit 

Ausnahme der gegenstandslos gewordenen Rechte voll zu ent-

schädigen. 

 

 Mit Ausnahme der Grundpfandrechte gehen mit dem Erwerb des 

Eigentums an den neu zugeteilten Parzellen sämtliche be-

schränkten dinglichen Rechte des alten Bestandes unter. 

Die Grundpfandrechte werden nach Massgabe von Art. 802 ZGB 

von den abzutretenden Grundstücken oder Teilen davon auf 

die zum Ersatz zugewiesenen Parzellen verlegt. Sofern ein 

Grundeigentümer kein neues Grundstück zugewiesen erhält, 

sind die Grundpfandrechte abzulösen. 

 

 Art. 94 

Eigentumserwerb Mit dem Inkrafttreten der Baulandumlegung wird der frühere 

durch den neuen Rechtszustand ersetzt.  

 

 Die Baubehörde teilt dem zuständigen Grundbuchverwalter 

und allen betroffenen Grundeigentümern das Inkrafttreten 

der Baulandumlegung ohne Verzug schriftlich mit. Gleich-

zeitig gibt sie das Inkrafttreten auf ortsübliche Weise 

allgemein bekannt. 

 

 Über die neu zugeteilten Grundstücke darf erst nach dem 

Eigentumserwerb verfügt werden. 

 

 Art. 95 

Grenzbereini- Befinden sich im Quartierplangebiet ungünstig abgegrenzte 

gung Parzellen, die jedoch keine eigentliche Baulandumlegung 

erfordern, kann die Baubehörde auf Begehren eines Grund-

eigentümers die Grenzbereinigung anordnen, wenn den ande-

ren Grundeigentümern hieraus keine nennenswerten Nachteile 

erwachsen. 

 

 In gleicher Weise kann die Grenzbereinigung auch bei Rand-

parzellen des Planungsgebietes angeordnet werden, wenn 

diese gegenüber Parzellen ausserhalb des Planungsgebietes 

ungünstige Grenzen aufweisen. 

 

 

3. Quartierplanverfahren 
 

 Art. 96 

Einleitung Die Quartierplanung wird nach Orientierung der Betroffenen 

durch Beschluss der Baubehörde eingeleitet. Die Einleitung 

erfolgt von Amtes wegen. Sie ist ausserdem zu beschliessen, 

wenn es die Mehrheit der interessierten Grundeigentümer 
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verlangt, denen mehr als die Hälfte des Quartierplangebie-

tes gehört. 

 

 Der Einleitungsbeschluss hat Angaben über den Zweck der 

Quartierplanung und die Abgrenzung des Planungsgebietes zu 

enthalten. Er ist öffentlich bekanntzugeben und den be-

troffenen Grundeigentümern schriftlich mitzuteilen. 

 

 Gegen die Einleitung des Verfahrens und die Abgrenzung des 

Planungsgebietes kann innert 20 Tagen bei der Baubehörde 

Einsprache erhoben werden. 

 

 Art. 97 

 Nach Eintritt der Rechtskraft des Einleitungsbeschlusses 

lässt die Baubehörde den Quartierplan ausarbeiten. Den 

Grundeigentümern ist Gelegenheit zu geben, dabei mitzuwir-

ken.  

 

 Auf Antrag der Quartierplanbeteiligten kann die Baube-

hörde, sofern sie den Quartierplan nicht selbst in Auftrag 

geben will, die Erstellung des Planes den beteiligten 

Grundeigentümern überlassen. 

 

 Vor der öffentlichen Auflage ist der Quartierplan dem zu-

ständigen Grundbuchamt zur formellen Prüfung zu unterbrei-

ten. Die Baubehörde kann ferner Quartierpläne, die von den 

Beteiligten selbst erstellt werden, auf deren Kosten be-

urteilen lassen. 

  

 Art. 98 

 Die Baubehörde legt den Quartierplan während 30 Tagen öf-

fentlich auf und gibt die Auflage in ortsüblicher Weise 

bekannt. Die beteiligten Grundeigentümer und allfällige 

von einer Baulandumlegung betroffene Dienstbarkeitsberech-

tigte sowie Inhaber vorgemerkter persönlicher Rechte sind 

vor der Auflage schriftlich zu benachrichtigen. 

 

 Während der öffentlichen Auflage kann bei der Baubehörde 

schriftlich und begründet Einsprache erhoben werden. Diese 

entscheidet über die Einsprachen.  

 

 Wird aufgrund von Einsprachen der Quartierplan geändert, 

ist die Auflage zu wiederholen. Betreffen die Änderungen 

lediglich einzelne Grundeigentümer, so ist diesen Gelegen-

heit zur Einsprache innert einer Frist von 20 Tagen zu 

geben.  

 

 Art. 99 

 Nach Abschluss des Auflage- und Einspracheverfahrens ent-

scheidet die Baubehörde über den Erlass des Quartier- 

 planes. 
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 Der Erlass ist den betroffenen Grundeigentümern und all-

fälligen Einsprechern, bei Baulandumlegungen ausserdem den 

Dienstbarkeitsberechtigten und Inhabern vorgemerkter per-

sönlicher Rechte schriftlich mitzuteilen.  

 

 Die Baubehörde lässt den Quartierplan nach Eintritt der 

Rechtskraft im Grundbuch anmerken. Gleichzeitig sind 

Rechtsveränderungen aus Baulandumlegungen und Grenzberei-

nigungen im Grundbuch eintragen zu lassen. 

 

 Art. 100 

Planungskosten Die Kosten der Quartierplanung einschliesslich der Kosten 

einer allfälligen Baulandumlegung oder Grenzbereinigung 

mit den zugehörigen Vermessungs- und Vermarkungskosten so-

wie der Aufwand der Gemeinde für die Prüfung des Quartier-

planes gehen vollumfänglich zu Lasten der Quartierplanbe-

teiligten.  

 

 Die Planungskosten sind nach dem Vorteilsprinzip auf die 

Grundeigentümer zu verteilen. Planungskosten, die bloss 

einzelne Grundeigentümer betreffen, sind allein diesen zu 

belasten. 

 

 Die Kostenanteile werden nach Abschluss der Quartierpla-

nung mit der Zustellung des Kostenverteilers zur Bezahlung 

fällig. Die Baubehörde kann jedoch die Quartierplanbetei-

ligten bereits während des Verfahrens zur Leistung von 

Kostenvorschüssen verpflichten. In Rechnung gestellte Kos-

tenanteile sind innert 60 Tagen zu bezahlen. Bei verspä-

teter Zahlung wird ein Verzugszins in der Höhe des Zins-

satzes der Graubündner Kantonalbank für 2. Hypotheken zu-

züglich ½ % berechnet. 

 

 Art. 101 

Aufhebung oder Haben sich die Verhältnisse seit dem Erlass erheblich ge- 

Abänderung von ändert, kann die Baubehörde Quartierpläne von Amtes wegen 

Quartierplänen oder auf Antrag von Grundeigentümern ganz oder teilweise 

aufheben oder abändern. Die Betroffenen sind vor Einlei-

tung des Verfahrens anzuhören. 

 

 Die Baubehörde ist zur Aufhebung oder Abänderung ver-

pflichtet, wenn ein nicht ausgeführter Quartierplan geän-

derten Nutzungs- oder Erschliessungsvorschriften nicht 

mehr entspricht.  

 

 Für die Aufhebung oder Abänderung von Quartierplänen gel-

ten sinngemäss die Bestimmungen über deren Einleitung und 

Erlass. 
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 Art. 102 

 Vor der Erstellung der einzelnen Bauten und Anlagen im 

Quartierplangebiet ist das ordentliche Baubewilligungsver-

fahren durchzuführen.  

 

 Bauten oder Anlagen der Quartiererschliessung dürfen erst 

nach Genehmigung der Ausführungsprojekte durch die Baube-

hörde erstellt werden. 

 

 

 

 IV. Baubewilligungsverfahren 
  

Art. 103   
Baugesuch Für alle der Bewilligungspflicht unterliegenden Bauten und 

Anlagen ist bei der Baubehörde ein Baugesuch in zweifacher 

Ausfertigung auf amtlichem Formular einzureichen. Dem Bau-

gesuch sind, soweit erforderlich, beizulegen: 

 

1. Situationsplan im Massstab 1 : 500 oder 1 : 1'000 

(Grundbuchplankopie) enthaltend: Grenzverlauf, Parzel-

lennummern, Grundstücksflächen, überbaute Fläche, Lage 

der Nachbargebäude, Zufahrten, Abstellplätze, Bauli-

nien, Grenz- und Gebäudeabstände, versicherte Höhenbe-

zugspunkte;  

 

2. bei Erweiterungen und Umbauten sowie bei Aussenrenova-
tionen Fotodokumentation über das bestehende Gebäude; 

 

3. Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, Kanalisa-
tion, elektrischen Strom; 

 

4. Grundrisse aller Geschosse im Massstab min. 1 : 100 mit 
vollständigen Angaben über Aussenmasse und Mauerstärken 

der Aussen- und Wohnungstrennwände, Zweckbestimmung der 

Räume;  

 

5. Schnitte min. 1 : 100 mit vollständigen Angaben über 
Stockwerk- und Gebäudehöhe, alter und neuer Geländever-

lauf bis zur Grenze, Strassenhöhen; 

 

6. Fassadenpläne min. 1 : 100 mit bestehenden und neuen 
Terrainlinien; 

 

7. detaillierte Berechnung der Ausnützungsziffer oder Bau-
masseziffer und der Abstellplätze; kubische Berechnung 

nach SIA-Ordnung Nr. 116; 

 

8. Unterlagen für den baulichen Zivilschutz gemäss eidge-
nössischen und kantonalen Vorschriften;  

 

Vorbehalt der 

Baubewilli-

gung 
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9. Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewilligungs-
pflicht unterstellten Anlagen; 

 

10. Energienachweis sowie Ergebnis desselben auf offiziel-
lem Formular;  

 

11. Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversicherung bei Bauten 
in den Gefahrenzonen; 

 

12. bei Bauten und Anlagen, die Luftverunreinigungen ver-
ursachen, Emissionserklärung gemäss eidgenössischer 

Luftreinhalteverordnung; 

 

13. bei Bauten und Anlagen in lärmbelasteten Gebieten oder 
mit eigenen Lärmquellen, Unterlagen gemäss eidgenössi-

scher Lärmschutzverordnung;  

 

14. Unterlagen für Bewilligungen von Grabungen und Sondie-
rungen, für Grundwasserabsenkung und Grundwasser- ent-

nahmen sowie von Wärmepumpen für die Benutzung von Was-

ser- oder Bodenwärme gemäss den Weisungen des Amtes für 

Umweltschutz auf amtlichem Formular; 

 

15. Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Darstellung von 
Terrainveränderungen, Stützmauern, Einfriedungen, 

Parkplätzen usw.;  

 

16. Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestimmung, Bauaus-
führung, Material, Farbgebung usw.; 

 

17. Angaben der approximativen Baukosten; 
 

18. allfällige vertragliche Vereinbarungen mit Anstössern 
und entsprechende Auszüge über Grundbucheinträge oder 

Anmerkungen, Grundbuchauszug in besonderen Fällen. 

 

 Die Baubehörde kann bei allen Baugesuchen auf einzelne 

Planunterlagen verzichten oder weitere anfordern, sofern 

dies für die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist. 

Bei besonderen Bauvorhaben kann sie ein Modell verlangen. 

  

 Das Baugesuch, die Planbeilagen, die Berechnung der AZ und 

BZ, der Energienachweis und die Emissionserklärung sind 

vom Grundeigentümer, der Bauherrschaft und vom Projektver-

fasser zu unterzeichnen.  

 

 Bei Umbauten oder Änderung bewilligter Pläne muss aus den 

Plänen der Zustand der betreffenden Bauteile vor und nach 

dem Umbau bzw. der Abänderung ersichtlich sein (bestehend: 

grau; neu: rot; Abbruch: gelb). 
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 Art. 104 

Baugespann Gleichzeitig mit der Einreichung des Baugesuches ist für 

Bauten, die nach aussen in Erscheinung treten, ein Bauge-

spann aufzustellen. Dieses muss Lage, Höhe und Gestalt des 

Baues klar erkennen lassen. Aufschüttungen und Böschungen 

von mehr als 1 m Höhe sind ebenfalls zu profilieren.  

 

 Die Erdgeschosshöhe ist an den Profilen zu markieren. Die 

Grenzsteine sind freizulegen. Bei Bauten an der Kantons-

strasse sorgt die Baubehörde für die Orientierung des zu-

ständigen kantonalen Tiefbauamtes über die Profilierung. 

 

 Das Baugespann darf vor der rechtskräftigen Erledigung des 

Baugesuches nur mit Bewilligung der Baubehörde entfernt 

werden. In jedem Falle ist es wenigstens 30 Tage stehen zu 

lassen. Nach Eintritt der Rechtskraft des Baubescheides 

ist das Baugespann umgehend zu entfernen. 

  

 Art. 105 

 Nach Eingang ist das Baugesuch auf Vollständigkeit zu prü-

fen und festzustellen, ob die Bauprofile ordnungsgemäss 

gestellt sind. 

 

 Bei mangelhafter Baueingabe oder Profilierung ist dem Ge-

suchsteller Gelegenheit zur Behebung der Mängel zu geben, 

bevor das Baugesuch publiziert wird. 

 

 Ist für den Entscheid über ein Bauvorhaben eine Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich, sorgt die Baube-

hörde nach den einschlägigen eidgenössischen und kantona-

len Vorschriften für die Durchführung der UVP. 

 

 Art. 106 

 Bauvorhaben werden während 20 Tagen in der Gemeinde öf-

fentlich aufgelegt. Bei Bauvorhaben, die einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung unterliegen, sind gleichzeitig der 

Bericht und die Ergebnisse der UVP öffentlich aufzulegen. 

 

 Die Auflage ist rechtzeitig und unter Angabe der Bauherr-

schaft, der Bauparzelle, des Bauvorhabens und der Ein-

sprachemöglichkeit in ortsüblicher Weise bekanntzugeben. 

Während der öffentlichen Auflage kann bei der Baubehörde 

schriftlich und begründet Einsprache erhoben werden. 

 

 Auf die Auflage und Publikation kann verzichtet werden, 

wenn eine Beeinträchtigung von Rechten Dritter ausge-

schlossen ist. 

 

 Art. 107 

Baubescheid Bei Bauvorhaben innerhalb der Bauzonen erlässt die Baube-

hörde nach Prüfung des Baugesuches und allfälliger Ein-

sprachen sowie nach Vorliegen der gemäss eidgenössischem 

Vorprüfung; 
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oder kantonalem Recht erforderlichen Bewilligungen den 

Baubescheid. 

 

 Das Verfahren für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 

richtet sich nach den einschlägigen kantonalen Bestimmun-

gen. 

 

 Baubescheide sind dem Gesuchsteller und allfälligen Ein-

sprechern schriftlich zu eröffnen. Ablehnende Baubescheide 

und Einspracheentscheide sind zu begründen. Privatrecht-

liche Einsprachen werden auf den Zivilweg verwiesen. 

 

 Art. 108 

Vorentscheid Bei grösseren oder aussergewöhnlichen Bauvorhaben kann die 

Baubehörde vor Einreichung eines Baugesuches um ihre 

grundsätzliche Stellungnahme über einzelne wesentliche 

Punkte des Bauvorhabens ersucht werden. 

 

 Der Vorentscheid gibt weder dem Gesuchsteller Anspruch auf 

Erteilung der Baubewilligung noch bindet er die Baubehörde 

bei der Beurteilung des ordentlichen Baugesuches und all-

fälliger Einsprachen.  

 

 Art. 109 

 Mit den Bauarbeiten einschliesslich Abbruch und Erdarbei-

ten darf erst begonnen werden, wenn die Baubewilligung 

rechtskräftig ist. 

 

 Die Baubewilligung erlischt, wenn nicht innert eines Jah-

res seit Eintritt der Rechtskraft mit dem Bau begonnen 

worden ist. Ein angefangener Bau ist mit Einschluss der 

Umgebungsarbeiten binnen 2 Jahren nach Baubeginn zu voll-

enden. Die Baubehörde kann diese Fristen auf begründetes 

Gesuch hin angemessen verlängern. 

 

 Wird ein begonnener Bau nicht vollendet, so sind unvoll-

endete Bauteile unverzüglich zu entfernen, die Baugrube 

ist aufzufüllen und der ursprüngliche Zustand wiederher-

zustellen.  

 

 Art. 110 

Bauausführung, Bauten und Anlagen sind genau nach den bewilligten Plänen 

Änderungen auszuführen.  

 

 Änderungen gegenüber den genehmigten Plänen müssen von der 

Baubehörde vor der Ausführung genehmigt werden. 

 

 Können durch eine Projektänderung Rechte Dritter beein-

trächtigt werden, ist eine neues Baubewilligungsverfahren 

durchzuführen. 

 

 

Baubeginn und 

Baufristen 



49 

 

 Art. 111 

 Die Ausführung der Bauarbeiten wird durch die Baukommis-

sion kontrolliert. Den Aufsichtspersonen ist der Zutritt 

zum Baugrundstück und zur Baustelle jederzeit zu gestat-

ten. 

 

 Für jeden Bau ist ein Schnurgerüst zu erstellen, das von 

der Baukommission kontrolliert wird. Diese Aufgabe kann 

einem fachkundigen Berater übertragen werden. Die übrigen 

Baukontrollen werden der Bauherrschaft im Baubescheid mit-

geteilt. Die Bauherrschaft hat den Abschluss der einzelnen 

Baustadien rechtzeitig zu melden.  

 

 Nach der Vollendung nimmt die Baukommission den Bau ab. 

Vor dieser Abnahme darf er nicht bezogen werden. 

 

 Art. 112 

Gebühren Die Gemeinde erhebt für ihre Umtriebe im Baubewilligungs-

verfahren kostendeckende Gebühren. Sie erlässt eine Gebüh-

renordnung.  

 

 Auslagen für die Einholung von Fachgutachten und für Bau-

beratungen sowie allfällige Grundbuchkosten gehen grund-

sätzlich zu Lasten des Gesuchstellers und sind zusätzlich 

zur ordentlichen Baubewilligungsgebühr zu entrichten. Die 

Baubehörde kann die Bevorschussung dieser Kosten verlan-

gen. 

 

 Die Kosten offensichtlich unbegründeter Einsprachen sind 

dem Einsprecher zu überbinden. 

 

 

 V. Vollzugs- und Schlussbestimmungen 
 

 Art. 113   

 Für die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften und der 

Anordnungen von Baubehörde und Baukommission, die Überein-

stimmung der ausgeführten Bauten mit den genehmigten Plä-

nen und dem Baugespann sowie für die Erfüllung der an die 

Baubewilligung geknüpften Bedingungen und Auflagen sind 

Bauherrschaft, Architekt, Bauleiter und Unternehmer ver-

antwortlich. 

 

 Die von der Gemeinde durchgeführten Baukontrollen entlas-

ten die verantwortlichen Personen nicht von ihrer Verant-

wortlichkeit.  

 

 Art. 114   

Strafbestim- Wer vorsätzlich oder fahrlässig dieses Gesetz oder darauf 

Mungen beruhende Erlasse und Verfügungen verletzt, wird von der 

Baubehörde mit Busse bis zu Fr. 30'000.— bestraft. Handelt 

Baukontrolle 

und Bauab-

nahme 

Verantwort- 

lichkeit 
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der Täter aus Gewinnsucht, so ist die Baubehörde an das 

Höchstmass der Busse nicht gebunden. 

 

 Wird eine Widerhandlung beim Besorgen der Angelegenheit 

einer juristischen Person oder sonst in Ausübung geschäft-

licher oder dienstlicher Verrichtung für einen anderen be-

gangen, so sind die Strafbestimmungen auf die Personen 

anwendbar, die in deren Namen gehandelt haben oder hätten 

handeln sollen. Für Bussen und Kosten haftet die juristi-

sche Person, die Gesellschaft oder die Personengesamtheit 

solidarisch. 

 

 Die Baubehörde ermittelt den Sachverhalt und die wirt-

schaftlichen Verhältnisse des Betroffenen. Dieser ist vor 

Ausfällung der Busse anzuhören. 

  

 Art. 115   

 Die Bauherrschaft hat einen vorschriftswidrigen Zustand 

auf Aufforderung der Baubehörde hin zu beseitigen, gleich-

gültig, ob sie für dessen Herbeiführung bestraft worden 

ist oder nicht. 

 

 Kommt die Bauherrschaft dieser Aufforderung innert Frist 

nicht nach, so lässt die Baubehörde die erforderlichen 

Massnahmen auf deren Kosten durch Dritte vornehmen. 

 

 Für die Kosten der Ersatzmassnahme steht der Gemeinde ein 

gesetzliches Pfandrecht gegenüber dem Grundeigentümer zu. 

 

Art. 116  

Rechtsmittel Beschlüsse der Gemeinde über Erlass oder Abänderung des 

Baugesetzes, des Zonenplanes, des Generellen Gestaltungs-

planes und des Generellen Erschliessungsplanes können in-

nert 20 Tagen seit der öffentlichen Bekanntgabe bei der 

Regierung durch Beschwerde angefochten werden.  

 

 Beschlüsse und Verfügungen der Baubehörde aufgrund dieses 

Gesetzes oder der darauf beruhenden Erlasse können innert 

20 Tagen seit Mitteilung durch Rekurs beim Verwaltungsge-

richt angefochten werden. 

 

 Verfügungen und Anordnungen der Baukommission oder einzel-

ner Gemeindefunktionäre bei der Anwendung des vorliegenden 

Gesetzes können innert 20 Tagen seit Mitteilung durch Ein-

sprache bei der Baubehörde angefochten werden. 

 

 Art. 117 

Gesetzessprache Das vorliegende Gesetz besteht in romanischer und deut-

scher Sprache. 

 

Wiederhers-

tel- 

lung des ge- 

setzmässigen 

Zustands 
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 Massgebend für die Auslegung des Baugesetzes ist die durch 

die Gemeinde beschlossene und von der Regierung genehmigte 

Fassung.  

 

 Art. 118 

Inkrafttreten Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme in der Ge-

meindeversammlung mit der Genehmigung durch die Regierung 

in Kraft. 

 

 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche und Planungen 

anwendbar, die bis zum Inkrafttreten des Baugesetzes noch 

nicht bewilligt bzw. genehmigt sind. 

 

 Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten sämtliche wi-

dersprechenden früheren Vorschriften der Gemeinde als auf-

gehoben. 



52 

 

Zonenschema 

 

E
r
s
t
w
o
h
-

n
u
n
g
s
-
a
n
-

t
e
i
l
 

 3
3
.
3
 
%
 

    

L
ä
r
m
e
m
p
-

f
i
n
d
l
i
c
h
-

k
e
i
t
s
-

s
t
u
f
e
 

I
I
I
 

I
I
 

I
I
I
 

I
I
I
 

I
I
I
 

I
I
I
 

E
m
i
s
s
i
o
n
e
n
 

m
ä
s
s
i
g
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

n
i
c
h
t
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

m
ä
s
s
i
g
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

m
ä
s
s
i
g
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

m
ä
s
s
i
g
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

m
ä
s
s
i
g
 
s
t
ö
-

r
e
n
d
 

A
u
s
n
ü
t
-

z
u
n
g
s
z
i
f
-

f
e
r
 

-
 

G
e
m
ä
s
s
 
Q
u
a
r
t
i
e
r
p
l
a
n
 
„
G
u
a
r
d
a
 
P
i
t
-

s
c
h
e
n
“
 
2
0
0
4
 

0
.
7
 

A
r
t
.
 
4
1
 

b
i
s
 
A
b
s
.
 
5
 

l
i
t
.
 
b
)
 

Z
i
f
f
.
 
4
.
 

B
a
u
G
 
/
 

A
r
e
a
l
p
l
a
n
 

-
-
 

 

M
a
x
i
m
a
l
e
 

G
e
b
ä
u
d
e
-

l
ä
n
g
e
 

A
r
t
.
 
3
9
 

2
2
 
m
 

A
r
t
.
 
4
1
 

b
i
s
 
A
b
s
.
 

5
 
l
i
t
.
 
b
)
 

Z
i
f
f
.
 
6
.
 

B
a
u
G
 
/
 

A
r
e
a
l
p
l
a
n
 

-
-
 

6
 
m
 

Z
u
l
ä
s
s
i
g
e
 

G
e
b
ä
u
d
e
-

h
ö
h
e
 

A
r
t
.
 
3
9
 

7
.
0
 
m
 

A
r
t
.
 
4
1
 

b
i
s
 
A
b
s
.
 

5
 
l
i
t
.
 
b
 

Z
i
f
f
.
 
5
.
 

B
a
u
G
 
/
 

A
r
e
a
l
p
l
a
n
 

-
-
 

A
r
t
.
 
4
3
 

M
i
n
i
m
a
l
e
r
 

G
r
e
n
z
a
b
s
t
a
n
d
 

2
.
5
 
m
 
 
2
.
5
 
m
 

2
.
5
 
m
 
 
5
.
0
 
m
 

2
.
5
 
m
 
 
5
.
5
 
m
 

2
.
5
 
m
 
 
2
.
5
 
m
 

2
.
5
 
m
 
 
2
.
5
 
m
 

2
.
2
 
m
 
 
2
.
5
 
m
 

Z
o
n
e
 

K
e
r
n
z
o
n
e
 

W
o
h
n
z
o
n
e
1
 

W
o
h
n
-
 
u
n
d
 

G
e
w
e
r
b
e
z
o
n
e
 

H
o
t
e
l
z
o
n
e
2
 

Z
o
n
e
 
f
ü
r
 
ö
f
-

f
e
n
t
l
i
c
h
e
 

B
a
u
t
e
n
 
u
n
d
 

A
n
l
a
g
e
n
 

G
a
r
t
e
n
-
 
u
n
d
 

H
o
f
r
a
u
m
z
o
n
e
 

 
1 Genehmigt durch RB 04.944 vom 29.06.2004 2 Genehmigt durch RB 11.1009 vom 08.11.2011 
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